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Unterhaltungsbeil. „Volk und Zei.“,
Unverlangt eingeſandten Manu
ſkripten iſt ſtets das Rückporto
beizufügen. Perfönliche Aus
kunfterteilung mittags von 12
bis 1 Uhr. Das „Volksblatt“ iſt
d. Publikationsorgan der genoſſen
ſchaftlichen u. gewerkſchaftlichen Or
ganiſationen und amtliches Organ
verſch. Behörden. Schriftleitung:.
Harz42/44, Hinterh. II. Fernruf 4667.
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Merſeburg

Eine Gefährdung des

Schwere Anklage.
Vom Vorſtand des Deutſchen Eiſenbahner-Ver-

bandes wird uns geſchrieben:
Die Abbauverordnung hat in ihren Auswirkungen das Perſonal

mit aller Schärfe etroffen. Zahlloſe Exiſtenzen, die auf die Zu-
ſicherung einer geſicherten Stellung, durch Geſetze und Verord-
nungen geſtützt, aufgebaut waren, ſind zerſchlagen. Die Umſtände,
unter denen ſich ſolches vollzieht, ſind in ihrer Tragik oft nicht
z übertreffen. ie Oeffentlichkeit zeigt wenig Verſtändnis und
ntereſſe für den Ruin zahlloſer Familien. Dieſe Paſſivität mag

einmal auf den Umſtand zurückzuführen ſein, daß zurzeit Mil-
lionen feiern müſſen, und zum anderen auf die ſyſtematiſche Hetze,
die in der bürgerlichen Preſſe gegen die Staatsbetriebe und das
Perſonal derſelben getrieben wurde.

Dieſe Ruhe und Gleichgültigkeit der Oeffentlichkeit kann
leicht geſtört werden durch die Auswirkungen der Perſonal-
abbauverordnung auf die ſtarke Verminderung der Betriebs-
ſich erheit im Eiſenbahnverkehr. Man kann nur hoffen, daß ſich
dieſe verminderte Sicherheit nicht in kataſtrophalen Zug-
entgleiſungen und anderen Unglücksfällen äußert. Wir be
trachten es als ein Gebot der Pflicht die Oeffentlichkeit und vor
allen Dingen die Fachleute auf die drohende Gefahr hinzu
weiſen, damit Abhilfe geſchaffen werden kann, ehe Geſundheit und
Leben der Mitbürger gefährdet ſind. Die Gründe für die wach-
ſende Betriebsunſicherheit liegen klar zutage. Die plan- und
ideenloſen Abbaumaßnahmen werden in einer Form durchgeführt,
die ſich in ihrer Gefährlichkeit von den Laien noch nicht erkennen
läßt, weil die Witterung ſich mit den Abbaukommiſſaren ver
bündet hat. Bei Witternngsumſchlag und eintretender Erwär-
mung werden ſich die unheilvollen Folgen bald zeigen.
Dem eintretenden Perſonalmangel und den damit zuſammen

hängenden Betriesſchwierigkeiten glaubt das Reichsverkehrs
miniſterium durch eine Verlängerung der Arbeitszeit
abhelfen zu können. Das wird ſich jedoch als ein Trugſchluß
erweiſen. Die tägliche Arbeitszeit iſt ab 10. Februar 1924 u. a.
auch in der Bahnunterhalrung von 8 auf 9 Stunden, alſo um
121 Prozent erhöht worden. Dieſer Prozentſatz wird aber in
dieſer Höhe bei der Geſamtelnſparung von Betriebs- und Bahn
unterhaltungeperſonal nicht in Erſcheinung treten, weil bei einem
beträchtlichen Teil des Betriebsperſonals der Verlängerung der
Arbeitszeit die bereits erreichte Höchſtgrenze der Schichtlänge ent
gegenſteht. Abgebaut ſind vom Betriebsperſonal bisher 15 bis
20 kioLwt und von dem Bahnunterhaltungsperſonal etwa 26 Pro-
zent. Jn einigen Direktionsbezirken iſt der Abbau noch weit ſtär-
ker. Die aus dieſen Umſtänden entſtehenden Nachteile werden
verſchärft durch die Witterungseinflüſſe des vergangenen harten

reiſenden Publikums.
Die Folge des rückſſchtsloſen Perſonalabbaues bei der Eiſenbahn.

und ſchneereichen Winters auf den Gleiskörper der Eiſenbahn. Die
ganze Bahnunterhaltungsarbeit der letzten Monate beſtand in
weſentlichen im Schneeräumen und in der notdürftigen Aufrecht
erhaltung der Betriebs- und Verkehrsmöglichkeiten. Bei Eintritt
milderer Witterung werden jedoch die Erſcheinungen, die Schnec
und Froſt auf dem Gleiskörper zurückgelaſſen. hahen, unangenehm
hervortreten. Die Bahnbewachungsbeamten konnten bisher ihrem
Dienſte nur vedingt nachkommen, weil der Schnee auf den Strecken
und den Bahnhöfen in Maſchinenhöhe lag. Es konnten die
Schrauben, Bolzen und Laſchen, auf deren Güte die Betriebsſicher
heit beſonders beruht, nicht einwandfrei und zum Teil gar nich:
nachgeprüft werden. Die ſtarke Kälte iſt ein direkter Anlaß für
ein Anſchwellen ſolcher Gefahrquellen. Durch den Froſt wird der
Uniergrund des Bahnkörpers mit ſeiner Feuchtiggkeit und ſeiner
Bettung zu einer betonartig feſten Maſſe, der jede Elaſtizität fehlt
Ferner verleiht der Froſt dem Schienen- und Gkeiseiſenmaterig
eine höchſt uner wünſchte Spröddigkeit, ſo daß die Möglich-
keit für das Auftreten von Gleisſchäden durch das Zuſammentreffen
dieſer ungünſtigen Momente erhöht wird. Der ſcharfe Froſt macht
beſonders bei den auf feuchtem Untergrund liegenden und in
hügeligen Gegenden dem Sickerwaſſer ausg' ſetzten Gleisſtrecken
die vorhandenen Entwäſſerungskanäle ünbrauchbar
Das durch den Gefrierprozeß ſich ausdehnende Waſſer ſchafft in
dem Bahnkörper Hohlräume, die ſogenannten Froſtbeulen. Mit
Eintritt des Tauwetters geben dieſe Froſtbeulen nach und das
Gleis wird dadnrch häufig aus ſeiner Richtung gedrängt und die
Betriebsgefahr iſt akut. Alle dieſe Erſcheinungen laſſen ſich aber
nur beſeitigen, wenn der Bahnunterhaltuüng in der Frühjahrszeit
ein ausreichendes und ausgevbildetes Perſonal
r Verfügung ſteht, das ſofort, wenn die Bahnbewachung derartige
Schäden in ihren erſten Anzeichen wahrnimmt, Abhilfe ſchaffen
kann. Wird aber in der augenblichlichen Zeit der Perſonalſtand
der Bahnunterhaltung geſchwächt, ſo Aaß er weit unter dem
Friedens maß liegt, dann iſt eine Gewähr für die Betriebs
ſicherheit nicht mehr gegeben. Nicht nur das Eiſenbahnperſonal,
ſondern die geſamte Oeffentlichkeit hat das Recht und
auch die Pflicht, darauf zu drängen, daß der Kopfſtand in der
Bahnunterhaltung nicht unter das Maß des abſolut erforderlichen
herabſinkt. Andernfalls müſſen ſich die. Auswirkungen eines ſo
ſinnloſen Abbaues geradezu kataſtrophal änßern. Und wir müſſen
ſchon heute erklären, daß die Schuld auf das Reichsverkehrsminiſte-
rium zurückfällt. Hoffentlich lenkt man ein, ehe es zu ſpät iſt.

Die Oeffentlichkeit muß erwarten, daß nach dieſer Darſtellung
der Berufsorganiſation der Eiſenbahner ſich das Reichsverkehrs-
miniſterium eingehend äußert und klar und unzweideutig erklärt,
was es zur Sicherheit des bahnfahrenden Publikums zu tun ge-
denkt.

Zuſammentritt des Reichstages
am 20. Februar.

Berlin, 12. Februar. (WTB.)
Der Aelteſtenrat des Reichstages beſchloß, die nächſte Plenar-

ſitzung auf Mittwoch, den 20. Februar, anzuberaumen. Die Tahes-
ordnung wird erſt Ende dieſer Woche feſtgeſetzt. Sie hängt in
erſter Linie davon ab, ob der Entwurf zur 3. Steuernotver-
ordnung in die Form eines Geſetzes umgewandelt wird, das
vom Reichstag zu beſchließen iſt. Als nicht wahrſcheinlich wird es
bezeichnet, daß dem Reichstag noch die Wahlreformvorlage unter
breitet wird.

hoelch bei Poincare.
Aebereichung einer neuen deutſchen Denkſchrift.

Paris, 12. Februar.
Poincaré hat geſtern nachmittag vor der Kammerſitzung den

deutſchen Botſchafter v. Hoeſch empfangen. Die Unterhaltung
dauerte etwa dreiviertel Stunden, von 2.15 bis 8 Uhr. Herr
v. Hoeſch hat dem franzöſiſchen Miniſterpräfidenten zunächſt die
Abſchriften ſeines Beglaubigungsſchreibens und der
Rede, die er bei Ueberreichung des Beglaubigungsſchreibens im
Elyſée halten wird, übergeben. Der Botſchafter brachte dann die
franzöſiſche Antwort vom 11. Januar anf die deutſche Denkſchrift
über die Lage im beſetzten Gebiet zur Sprache. Er entwickelte
eine Reihe von Argumenten und überreichte Poincaré eine neue
Denkſchrift, in der dieſe Gegenargumente dargelegt
und einige Wünſche der deutſchen Regierung formuliert ſind. Jm
Anſchluß daran fand zwiſchen Hoeſch und Poincaré eine allgemein-
gehaltene Unterredung über das Reparationsproblem ſtatt.

Eine vom „Temps“ veröffentlichte halbamtliche Mitteilung über
dieſen Beſuch beſagt: „Herr v. Hoeſch hat dem Miniſterpräſidenten
Abſchriften des Beglaubigungsſchreibens, das er an einem der

nächſten Tage dem lwie der Anſprache, die er bei dieſer Gelegenheit zu halten gedenkt,
übergeben. Jm Laufe der etwa vierzig Minuten langen Unter
haltung zwiſchen Herrn Poincaré und Herrn v. Hoeſch wurde die
Prüfung einer gewiſſen Zahl von deutſch franzöſiſchen Fragen be
gonnen.“

Der Auswärtige Ausſchuß des Reichstages wurde auf den
18. Februar vormittags 10 Uhr zur Beſprechung der außen riſt

ſchen Lage einberufen. Jnsbeſondere ſoll die Rhein unditiWuhrſenne behandelt werden, wozu Abgeordnete aus dem Weſten

hinzugegogen werden

Präſidenten der Republik überreichen wird, ſo gebung

Die Flucht aus dem Zentrum.
Eine Tagung der chriſich- ſozialen Volksgemeinſchaft.

Unter dieſen Ueberſchriften berichtet der „Vorwärts“ aus Eſſen:
Hier fand am Sonntag eine Kundgebung der „Chriſtlich-

ſozialen Volksgemeinſchaft“ ſtatt. Selten wohl ſind
innerhalb der chriſtlichen Arbeiterſchaft ſo radikale Worte geführt
worden wie in dieſer Kundgebung, die aus dem ganzen Jn-
duſtriegebiet beſchickkt war. Der Hauptredner des Tages,
ein Mann der Werkſtatt, Johann Wehinger aus Dortmund,
legte in eineinhalbſtündiger Rede die Ziele der neuen chriſtlichen
Partei dar und fand dabei beſonders ſtürmiſchen Beifall bei der
chriſtlichen Zuhörerſchaft, wenn er die arbeiter feindliche
Politik des Zentrums mit den ſchärfſten Worten brand-
markte. Er wies auf das Wort vom „Dank des Vaterlandes“
hin und belegte mit hundertfältigen Beiſpielen den ſchnöden Be-
trug am werktätigen Volke; er geißelte die reaktionären Be-
ſtrebungen der Deutſchnationalen und die Scharfmachergelüſte der
Schwerinduſtriellen. Das Volk ſei von den bürgerlichen Parteien
in gemeinſter Weiſe hintergangen und ausgebeutet worden. Schuld
an dem furchtbaren Elend, an der Kriegs-, Ruhr- und Jnflations-
politik trüge der Kapitalismus, der ſeine Subſtang immer
nur vermehren wolle, ſtatt für das Volksganze zu opfern. An der
ungerechten Verteilung der Laſten trage auch der frühere Finangz-
miniſter Dr. Hermes einen großen Teil der Schuld, weil er im
wohlverſtandenen kapitaliſtiſchen Jntereſſe dafür geſorgt habe, daß
die Subſtanz der Stinnes und Klöckner immer größer werde. Auch
während des paſſiven Widerſtandes habe ſich die Schwerinduſtrie
an der Not des Volkes bereichert und immer ſei das Zentrum
dabeigeweſen, wenn es galt, die kapitaliſtiſchen Jntereſſen
zu wahren. Der Zentrums- Reichskanzler Dr. Marx habe ſich das
Ermächtigungsgeſetz nur verſchafft, um mit der Gewalt von oben
alle freiheitlichen Regungen der werktätigen Schichten zu unter
binden. Nichts habe das Zentrum getan, um das Volk aus dem
Elend herauszuführen. Jm Anſchluß an dieſe große Kund-

traten die Delegierten der „Chriſtlich-ſozialen Volksge
meinſchaft“ aus dem gangen Induſtriegebiet zu einer beſonderen
Konferenz zuſammen.

Das Separatiſten-Geſindel.

Neuburg (Pfalz), 12. Februan. (WTVB.)
i i in Kraftwagen mit Separat e Als dieſer ſich

widerſetzte, wurde er durch einen Bruſtſchuß und einen Kolben-
ſchlag auf den Kopf lebensgefährlich verletzt. Die erregte Bevölke
rung ſchlug die Separatiſten aus dem Ort hinaus.

Am
en, um den Bürgermeiſter wegzuholen.

Wirtſchafts politiſcher Rückblick
Von unſerem wirtſchaftspolitiſchen Mitarbeiter wird uns ge

ſchrieben:

Die Entwicklung im Ruhrgebiete während der letzten zehn Tage
hat deutlich gezeigt, daß die Rückkehr zu geordneter Produktion
inter den gegenwärtigen Bedingungen unmöglich iſt. Jmmer mehr
rgöbt ſich die Notwendigkeit, eine Neuregelung der Dinge noch vor
em Ablauf der ſogenannten Micumverträge im März oder April

orzunehmen. Sie wird nur möglich ſein, wenn wir mit Frankreich
zantz allgemein zu einer Verſtändigung, beſonders auf finanziellem
ind wirtſchaftlichem Gebiete, gelangen. Wir halten u. a. die von

zrivater deutſcher Seite gemachten Vorſchläge für eine durchaus
eeignete Plattform. Um ſo mehr, als die elſäſſiſch-luxemburgi-
che Erz- und Eiſenwirtſchaft infolge der Frankenmiſere und des
tockenden Minetteabſatzes immer mehr in die mitteleuropäiſche
kriſe einbezogen wird. Deshalb erſcheint uns die hermetiſche Ab-
chließung der deutſchen Regierung dieſen und ähnlichen Beſtre
ungen gegenüber höchſt unklug und nicht ohne Gefahr. Herr

Marx, der gegenwärtige Kanzler, ging ſogar ſo weit, einen bekann
en Großinduſtriellen, der ſeit Jahren ein auf Sachwerterfaſſung

Haſiertes Verſtändigungsprojekt vertritt und über ſeine Verhand
ingen mit amtlichen franzöſiſchen Perfönlichkeiten berichten wollte,
rbzuweiſen, trotzdem eine ſolche Unterredung durch den Kölner
Kardinal dringlich empfohlen wurde, und amtliche Stellen auf der
anderen Seite mit Privatleuten, z. B. mit Stinnes, über dieſe
Dinge eingehend konferieren. Dieſer geradezu typiſche Vorgang,
den ſich Bismarck ſicherlich, ſelbſt nicht während der Zeit ſeiner
zrößten Machtfülle, erlaubt hätte, beweiſt nur den ſtarken Stinnes
Klöcknerſchen Einfluß auf das Kabinett, der zu weiteren Kompli-
kationen im Ruhrgebiete führen muß, die in der Richtung einer
ölligen Ausſchaltung der deutſchen Wirtſchaftsfaktoren liegen.
Dagegen erſcheint immerhin möglich, von der gegenwärtigen mili-
täriſch-induſtriellen Diktatur in Frankreich Erleichterungen zu er-
langen, wenn wir durch irgendein Projekt den allgemeinen Er
wartungen des franzöſiſchen Volkes bezüglich der Reparationen
entgegenkommen. Am ungeeignetſten iſt aber dafür das Stinnes-
ſche Projekt, das bekanntlich eine Verſtändigung zwiſchen Jnduſtrie
und Jnduſtrie, abſeits vom Reparationsproblem, vorſieht.

Jnwieweit die in Berlin tagenden Sachverſtändigenausſchüſſe
die Entwicklung beeinfluſſen, muß abgewartet werden. Jn deutſchen
Kreiſen hat man jeden Optimismus vermieden. Es herrſchte das
richtige Gefühl vor, daß die letzte Entſcheidung durch die Mächte
ſelbſt gefällt werde, wofür in erſter Linie die Löſung des franko-
engliſchen Problems Vorausſetzung iſt. Die Tätigkeit der Aus-
ſchüſſe, die man deshalb nicht geringer einſchätzen ſoll, haperte
unſeres Wiſſens nach an gewiſſen Bindungen. Wir ver-
weiſen auf das Goldnotenbankprojekt des Franzoſen Parmentier,
das mit der Diskontpolitik dem Reiche Kontrolle und Einfluß auf
die deutſche Wirtſchaft nehmen würde. Selbſtverſtändlich können
wir eine ſolche Verzerrung des Schachtſchen Planes nicht ſchlucken:
die Berliner Regierung würde durch ſie völlig zum Popangz und die
Einheit unſeres alten, hiſtoriſchen Wirtſchaftsgebietes aufs höchſte
gefährdet. Eine ſolche Wendung müßte auch die Jdee des Reichs-
bankpräſidenten, vor allem erſt der deutſchen Wirtſchaft die not
wendigen Kredite zu beſchaffen, ſchachmatt ſetzen. Wer wird einer
Wirtſchaft, deren Autonomie gebrochen iſt und deren Entwicklung
einer höchſt undurchſichtigen Politik untergeordnet, alſo mit einer
weiteren unſichtbaren Hypothek belaſtet wird, auch nur einen Cent
kreditieren? Außerdem ſpricht eine ſolche Löſung gegen die Abſicht
der Ausſchüſſe, das deutſche Kapital aus dem Auslande zurück
zuführen. Die nächſte Folge der Vorgänge in den Ausſchüſſen
kann doch nur ein Stocken des ſeit Wochen zu beobachtenden Rück
fluſſes verſchobener deutſcher Kapitalien nach Deutſchland ſein.

Wir haben alſo allen Grund, auf der Jlluſion einer fremden
Finanzhilfe nicht unſer Wirtſchaftsgebäude aufzurichten und haus
hälteriſch zu verſuchen, mit dem weiterzukommen, was unſere
bankrotte Wirtſchaft noch zu bieten vermag. Die Ausſichten ſind
mehr als trübe. Der Reichsernährungsminiſter, der in Königsberg
mal wieder etwas von ſich hören ließ, hat mit ſeinen Bemerkungen
über die Agrarkriſe die Wunde berührt. Es hat keinen Zweck, wie
der Vogel Strauß vor dieſen Dingen den Kopf in den Sand zu
ſtecken oder ſich hinter verbrauchten Schlagworten zu verſchanzen.
Eine ſolche Politik müßte ſich in kürzeſter Zeit furchtbar rächen.
Die Landwirtſaft hat gegen die Grundſätze einer geſunden Produk
tionspolitik verſtoßen, indem ſie unter Mißbrauch der Formel von
der „freien Wirtſchaft“, die ſie in der Praxis als Monopol hand-
habte, ihre eigene Produktionsgrundlage erſchütterte. Durch einen
ſchutzzöllneriſchen Protektionismus würden wir weiter gegen unſere
Ernährungsbaſis wüten und die drohende Umſtellung auf eine
unrentable und extenſive Landwirtſchaft nur beſchleunigen.

Schon deshalb ſind wir gezwungen, durch Kreditaktionen größten
Stils die nächſte Ernte zu ſichern. Das würde an und für ſich das
Gute haben, die Landwirtſchaft zu normalen Verhältniſſen in der
Produktion und der Güterzirkulation zurückzuführen. Man muß
ſich einmal darüber klar werden, daß wir gerade hinſichtlich der
Deviſenbeſchaffung den Ausfall einer Produktion, die im Frieden
weit mehr als die Hälfte der Werte der Geſamtwirtſchaft aus dem
Boden zog, nicht vertragen können. Heute haben wir ſicher ſchon
aus dem Vollen, was ſich in einigen Monaten, in der kritiſchen

it zur Frühernte, unangenehm bemerkbar machen muß
Die fabelhafte Aera der Bentenmark hat viele Deutſche, obſchon
jede wirtſchaftliche Vorausſetzung für eine Vollvaluta fehlt, in den
gefährlichen Rauſch von Edelvalutären verſetzt, ohne daß wir bis

jetzt die poſitive Leiſtung vollbracht hätten, durch radikale Reformen
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unſere Wirtſchaft wieder rentabel zu machen ynd dadurch aus
der Zwiſchenlöſung herauszukommen. Verſacken wir in ihr, bleiben
wir zwiſchen der Papiermarkperiode und der Goldlöſung ſchweben,
dann müſſen die Rückſchläge furchtbar ſein. Die Vorgänge auf dem
Deviſenmarkt ſind ein fernes Grollen, das man im Zuſammen-
hange mit unſerer unausgeglichenen Wirtſchaft. und der politiſchen
Miſere ganz gut verſtehen kann. Unſere Wirtſchaft hat in den
ſetzten Monaten gefeiert und geleiert. Durch die lung in der
Produktion ſind Deviſen frei geworden, die geeignet waren, uns
über den eigentlichen Bedarf unſerer Wirt an auslän
Jahlungsmitteln zu täuſchen. Der Bedarf iſt aber in Wirkl t
e groß, daß die angeſammelten Beſtände hinſchmolgen wie der
Schnee in der Märzſonne, als die Arbeit in Fluß kam und der
Bezug von Rohſtoffen für wichtige Jnduſtrien, wie die Textil und
Lederinduſtrie, notwendig wurde. Man hat ſich vor einigen Wochen,
als die Deroute des Franken begann, aufs hohe Pferd geſetzt und
die Franzoſen belehrt, daß die Gründe der Baiſſe doch wohl auch
n der franzöſiſchen Wirtſchaft, beſonders der Finanzwirtſchaft, zu
uchen ſeien. Folgen wir jetzt dieſen weiſen Ratſchlägen und kehren

wir wieder, wie es bei einer Wirtſchaft wie der unſrigen nicht
anders ſein kann, zu der gebotenen Oekonomie in der Deviſen-
bewirtſchaftung zurück. Selbſtverſtändlich ſpielt bei dieſen Wechſel
kursfragen die internationale Spekulation, die in der Rentenmark
Aas wittert, immer eine Rolle. Wenn aber eine ernſt zu nehmende
gewichtige Kontermine über den Papiermarkwechſelkurs ihren
Schlag gegen die Rentenmark zu führen verſucht, dann kann es
ſich nicht um die Verſchwörung einer Reihe von Börſenjobbern
lendeln, ſondern um eine beſtimmte Pſfhchologie, die zu guter Letzt
ihre Entſtehungsurſachen nur in der Entwicklung unſerer Wirt-
ſchaft während der letzten Monate haben kann. Die Vernichtung
der Rentenmark wäre für unſer Volk eine größere Kataſtrophe als
der Kriegsabſchluß 1918. Gerade weil die Wechſelkursfrage ſo
lehenswichtig für uns iſt, ſollen wir ſie ſehen wie ſie iſt, damit
wir uns keiner Selbſttäuſchung hingeben. Dieſe könnte nur die
geeigneten Ab wehrmaßnahmen verhindern.

Das vorläufige GWahlergebnis.
Weimar, 12. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Nach dem vorläufigen amtlichen Wahlergebnis haben die Par-
elen folgende Stimmenzahlen auf ſich vereint und dementſprechend
folgende Mandate erhalten:

Sozialdem. KPD. Ordnungsb. Völkiſche
Wahlkr. I Weimar 36200 (3 Sitze) 36600 (3) 110800 (9) 17300 (1)

II Gera 60011 (5 29876 (2) 91966 (7) 24662 (2
111 Meiningen 46200 (3 32 558 (2) 93500 (7) 13682 (1)
1V Arnſtadt 40683 (3 50171 (4) 88335 (7) 21 249 (1)

Auf die Landesliſte entfallen außerdem für die Sozialdemo-
kraten und Kommuniſten je ein Mandat, für, den Ordnungsbund
zwei Mandate, für die Völkiſchen ein Mandat.

Abgegeben wurden insgeſammt 808 215 Stimmen. Davon ent
allen auf die VSPD. 183 094 (15 Sitze), KPD. 149 205 (12 Sitze),
Kdnungsbund 384 60t (32 Sitze), Völkiſche 76 792 (6 Sitze), Freier
Wirtſchaftsbund 3326 (0 Sitze), USPD. 68196 (0 Sitze).

Dem neuen Tküringiſchen Landtag, der verfaſſungsgemäß zehn
Tage nach den Wahlen zuſammentreten muß, werden folgende
Mitglieder angehören: Aus dem erſten Wahlkreis die Sozial-
demokraten Leber (Jen), Kieß (Jena), Böhme (Weimar);
aus dem zweiten Wahlkreis Miniſter Frölich (Weimar), Miniſter
Greil (Gera), Gründler (Greiz) aus dem dritten Wahlkreis
Miniſter Herrmann (Weimar), Lärtz (Steinach), Rennert (Mei-
ningen) aus dem vierten Wahlkreis Finanzminiſter Hartmann
(WFeimar), Staatsrat Bieligk (Gehren), Staatsrat Brill (Wei-
Mar) Von den Völkiſchen wird der bekannte antiſemitiſche Agi
tatort Dr. Artur Dinter mit der „Sünde wider das Blut“ künftig
das thüringiſche Parlament zieren. Die Demokraten ent-
ſenden die drei bisberigen Abgeordneten Dr. Krüger, Frl. Dr.
Schultz und Profeſſor Dr. Roſenthal (Jena). Vom Landbund
ſind gewählt deſſen thüringiſcher Führer Hoefer und Dr. Wernick,
von der Deutſchen Volkspartei Dr. Wittmann und der
ehemalige Miniſter in Sondershauſen Dr. Baum; neu in den
Landtag zieht der keiner Partei angehörige Vorſitzende des Deutſchen Veamtenbundes, Studienrat Kühn, ein. Unter den
gewählten Kommuniſten befinden ſich die bisherigen Abgeord-
neten Zimmermann, Korſch, Neubauer, Tenner, Geitner, Viſchof
und Borchardt.

Die 32 auf die Liſte des Ordnungsbundes gewählten bürgerlichen
Abgeordneten verteilen ſich etwa wie folgt: 8 Deutſche Volkspartei-
ler (bisher 9), 5 Deutſchnationale (bisber 4), 12 Landbündler
(bisher 10), 3 Demokraten, 2 Vertreter von Handwerk und Wirt-
ſchaft und 2 Vertreter anderer Berufsſtände.

J

Die ſozialdemokratiſche Niederlage iſt, wie ſich heute aus beſſerer
Ueberſicht ergibt, nicht ſo groß, wie es geſtern nach der etwas
tendenziöss zuſammengeſtellten Wolff- Meldung ſcheinen konnte.
Sie iſt nach der Auffaſſung unſerer Weimarer Korreſpondenten
por allem zuruckzuführen auf die gefälligen Dienſte die die Kom
muniſten dem Ordnungsblock leiſteten. Unſere Genoſſen
in Tküringen haben im alten Landtage ganz wie in Sachſen

verſucht, mit den Kom

Beginnen, das von vornherein zu rdie Kommuniſten nichts wiſſen wollen von ernſter Arbeit auf
parlamentariſchem Boden. Aber die Nachſicht, die ihnen eni
gegengebracht wurde, nutzen ſie aus, um die Sozialdemokratie mit

ä mkübeln zu überſchütten, wie ſie dem Ord-e e an ſtanden. ine neueh
Se

Jetzt ſteht der neue Landtag
e ans zu vilden. Von 65 Miblock darunter die Demokraten Zwar ſtehen
Seite des Bürgertums 6 Völkiſche. Die ſozialdemokratiſche

tion r 15 reduziert, die ſind von
egen.

auf

iben, wenn er überhaupt
amm deutſchnationalenne ſkken ſollte. Die Demokraten machen e 8

fich Le icht. Sie ſprechen, nachdem ſie eben die Sozialdemo-
kraten als regierungs unfähig erklärt haben, von der
Notwendigkeit der Großen Koaklition.

Die khüringiſche Wahl gibt einen Vorgeſchmack für die Reichs
tagswahlen. Der Erfolg wird allen Scharfmachern den Kamm

ewieſen ble ames Regierungsſrogram und jüdiſchen

wachſen laſſen. Wir aber denken daran, daß die Attentatswahlen
von 1878 die SchutzzollAera eröffneten, Kartellwahlen von
1887 neben einer Verſchlechterung des Wahlrechts neue Zölle
brachten und die Hottentottenwahlen mit dem BülowBlock die
neuen Steuern von 19091! Haſſe- Wahlen in ganz Deutſchland,
bei denen wie damals die Ordnung gegen die Sozialdeniokratie
gepredigt wird, würden neue Schuß zölle und damit die Ver
J i des Hungerelendes bringen. Wer hören kann,

e

Zum Vergleich.
Zum Vergleich mit den Ergebniſſen der Thüringer Landtggswahlen

ſeien nachſtehend die Zahlen der bei den vorigen Wahlen zum Thüringer
Landtag im Jahre 1921 abgegebenen Stimmen mitgeteilt:

A. Stadtkreiſe Die er dioi. Kommuniſten Bürgerl.
Parteien

Gera 21 000 2937 19 682Jena e 8148 2 989 10 707Gotha e 2 494 5 074 9 903Weimar e e 4 239 1686 10 504Eiſenach 6 487 1412 8 212Altenburg 11 182 332 9782Grel 6 943 1000 8 179Apolda. 2 769 927 3 995Arnſtadt 3 652 1307 4 342B. Landkreiſe u Kommuniſten
Jena-Roda 14 613 3 083 19 611Weimar 9 082 2992 22 258Eiſenach 13 599 2 579 19 700Meiningen 14 829 3 246 0 789Hildburghauſen 6 147 2 416 16 250Sonneberg o 14 993 3 540 10 054Schleiz e e 8 089 329 12 905Greiz 14 584 2 282 12 695Altenburg 24 453 2 373 16 672Gera 21357 1628 21 369Saalfeld 14 053 4243 13 272Kreisabteilung Camburg 598 489 2661Rudolſtadt 10 972 4611 12 587Arnſtadt 12 618 7911 13 348Gotha 5 450 11 354 22 365Sondershauſen 9 215 2 969 15 572

Die durchſchnittliche Wahlbeteiligung betrug damals 72,5 Prozent.
Bei den Wahlen am 20. o 920, die noch nach der alten Wahl

kreiseinteilung erſolgten, beſtand das folgende Stimmenverhältnis:
Die beiden ſozial. Bürgerl.Parteien Kommuniſten Parteien

Gebiet Weimar 73 823 1 644 97 752Gebiet Meiningen 41 950 2011 54 280Gebiet Gera-Greiz 55 995 S 53 678Gebiet Altenburg 55 207 1496 45 948
Gebiet Gotha 38 451 2 054 44 042Gebiet Rudolſtadt 22 583 160 18 838Gebiet Sondershauſen 20 829 769 19 655

F 3Kowmmuniſtiſche Putſchabſicht.
Stuttgart, 12. Februar. (WTVB.)

Nach einer Bekanntmachung des Miniſteriums des Jnnern wurde
durch Verhaftung eines kommuniſtiſchen Kuriers und
Beſchlagnahme ſeines Gepäcks einwandfrei feſtgeſtellt, daß die
Kommuniſten für den 13. Februar im ganzen Reiche Demonſtra
tionen mit dem ausgeſprochenen Zweck planten, blutige Zuſamn-
menſtöße mit der Polizei hervorzurufen. Die Erwerbsloſen
und die aus den Betrieben geholten Arbeiter ſollten hierzu miß
braucht werden. Die eigentlichen Anſtifter wollten im Hinter-
grunde bleiben. Die Polizei iſt angewieſen, verbotene Verſawm-
lungen mit allen Mitteln zu verhindern. z

12 ein kann der Srdnnngeblog trotz aller Anſtrengungen nicht regieren. Er wird auf die Völkiſchen an Beſchlagnahm

e e

gegen Kahr.
Die ſeltſame Begründung des Verbots.

München, 12. Februar.
Der Münchener Strafrechtslehrer Profeſſor Dr. Carl Rothen-
üch er he vormittag beim Gericht gegen Dr. v. Kahr
trafantrag wegen re eingereicht, weil derralſt mi S der am gen Mitteilung über das

der Rot Broſchüre „Der Fall Kahr“ grobe
Unwahrheiten und tendenziöſe Entſtellungen vorwirft. Die

e der Broſchüre wird bekanntlich amtlich mit Be-
der Staatsanwaltſchaft begründet. Als daraufhin aber

der betreffende Staatsanwalt erklärte, daß er ſich durchaus nicht
beleidigt fühlte, verwandelte ſich die Beſchlagnahme in ein Verbot
bis zur Erledigung des Hitlerprozeſſes, mit der Begründung, daß
„durch die Broſchüre auf die Strafverhandlung Einfluß genommen
werden ſolle“. In juriſtiſchen Kreiſen iſt man nun mit Recht ver
wundert, daß bei dieſer Auffaſſung nicht auch Heinrich Binders
pſeudonym veröffentlichte Broſchüre „Ludendorff in Bayern“ bis
zur Prozeßerledigung verboten worden iſt. Daß Rothenbücher zu
einem für Herr v. Kahr ungünſtigen Ergebnis kommt, während
Binder den Generalſtagatskommiſſar feiert und verteidigt, kann
und darf doch keinesfalls zu einer verſchiedenartigen Geſetzanwen-
dung führen. Mit Entſchiedenheit geht Profeſſor Rothenbücher auch

egen die Verleumdung vor, daß es ſich bei der Verſendung ſeiner
roſchüre um eine bezahlte Aktion handle:; er hat lediglich

die ihm zuſtehenden Freiexemplare an die Redaktionen und politi
ſchen Perſönlichkeiten verſchicken laſſen.

heute Programmrede Mac Donaläs.
London, 12. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Mac Donald, der das Wochenende auf dem ſtändigen Wohn
ſitz des jeweiligen Miniſterpräſidenten Chequers verbracht hatte,
iſt am Montag wieder in London eingetroffen und hat den Vorſitz
in einer neuen Kabinettsſitzung geführt, die gleich nach ſeiner
Rückkehr begonnen hat. Jn dieſer Sitzung wird die Regie-
rungserklärung, die am Dienstag im Unterhaus abgegeben
wird, endgültig feſtgelegt. Es verlautel, daß ihre Lektüre etwa
zwei Stunden dauern wird, worauf ſich das Parlament vertagen
dürfte. Endgültige Vorſchläge für die Wohn ungsbaufrage
werden vermutlich darin noch nicht enthalten ſein, da die Vor
arbeiten der Unterkommiſſion der Regierung noch nicht beendet
ſind.

London, 12. Februar. (Eig. Drahtbericht.)
Mac Donald wurde am Montag vom König in Audienz emp-

fangen. Wie verlautet, erſtattete er dabei dem König Bericht über
ie Handlungen der Regierung in den erſten drei Wochen ihrer

Exiſtenz und gab ihm einen Ueberblick über die VPolitik, die er
am gg tag in ſeiner Programmrede im Unterhaus entwickeln
würde.

Baldwin erhält das Vertrauen ſeiner Partei
London, 12. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Geſtern fand die Tagung der Konſervativen Partei
ſtatt. Der frühere Miniſterpräſident Bald win wurde lebhaft
begrüßt, als er den Vorſitz der Verſammlung übernahm. Bal-
four und Auſten Chamberlain beantragten die Wiederwahl
Baldwins zum Vorſitzenden der Konſervativen Partei. In ſeiner
Rede gab Baldwin zu, daß die Schutzzolltarif-Reform-

läne preisgegeben werden müßten. Schließlich wurde
aldwin einſtimmig als Vorſitzender wiedergewählt.

London, 12. Februar. (Eig. Drahtbericht.)
Ueber die Rede Baldwins iſt noch folgendes nachzutragen:

Baldwin erklärte, daß die Politik der Reform der Schutzzolltarife,
über die die Partei bei den letzten Wahlen eine Niederlage erlitten
hätte, fallengelaſſen werden müßte, bis zu dem Zeitpunkt, wo das
Land durch Erziehungsarbeit dafür reif gemacht ſein würde.
Die künftige Politik der Konſervativen Partei würde jedoch dahin
gehen, den notleidenden Jnduſtrien ganz beſonders zu
Grindege erreicht werden könnte durch eine Erweiterung der

rundſätze des bereits beſtehenden Geſetzes zum Schutze der natio
nalen Jnduſtrie. Die Forderung der Meiſtbegünſtigung
innerhalb des britiſchen Weltreiches müßte im Parteiprogramm
aufrechterhalten bleiben, andererſeits würde, ſagte er, die Zukunft
Englands aufs Spiel geſetzt werden, da das britiſche Reich den
eingig ſicheren Abſatzmarkt Englands bilde.

araufhin wurde Baldwin, wie gemeldet, ein ſtimmig wieder
zum Vorſitzenden in der Konſervativen Partei gewählt.

Indien verlangt eine autonome Regierung.
Eine Majorität für Selbſtverwaltung im indiſchen Parlament.
Die Unabhängige Nationaliſtiſche Partei Jndiens hat ſich mitden Swarajhiſten (Befürworter der Selburerwal du n g

Indiens) in der indiſchen Nationalverſammlung vereinigt. Die
Natignalpartei hat 27 und die Swarajyiſten 45 Stim
men. Damit haben dieſe vereinigten Fraktionen eine Majori-
t.ät im Parlament. Die engliſche Regierung iſt, nach eng
liſchen Blättern zu urteilen, darüber ſtark beunruhigt, denn

Die fränkische Lene.
Ein ſoziales Zeite und Lebensbild.

23 Von Paul Sachſe.Aus allen Türen der Fabrik kam die Menge der Arbeiter
hervor und bewegte ſich nach dem großen Haupttor nach der Straße
zu. Männer, Frauen, Burſchen und Mädchen alles bunt durch
einander ſtrebte danach, möglichſt ſchnell nach Hauſe zu kommen.

Auch die Lene war unter der Schar, die den Haupteingang
paſſieren mußte. Jm eifrigen Geſpräch mit einer Kollegin be
griffen, gewahrte ſie die Frau nicht, die ſich am Eingange poſtiert
hatte, um mit ſpähendem Auge irgend jemand zu entdecken. Es
war die Kathl

Mit einem dicken Stock bewaffnet, ſtand ſie breitſpuring am
Toreingang. Mit ſcharfen Blicken muſterte ſie die an ihr vorbei-
iehenden Perſonen. deren Aufmerkſamkeit ſie auf ſich kenkte.
s hatte ganz den Anſchein, als ob es hier zu einem Zuſammen

ſtoß kommen ſollte. Und richtig, je hatte ſie die Lene entdeckt.
Mit hochgeſchwungenem Prügel ſtürzte ſie ſich plötzlich auf die
Ahnungsloſe.

„Du himmelherroottſakramentſches Lausmädel, du Luſch, du
hätt'ſt es auf dem Leibe, mein'n eig nen Bruder zu verachten!“
tönte es auf einmal in die Menge hinein. Dabei verſuchte ſie, ſich
durchzudrängen, um ſich der Lene zu nähern. Alles blieb ver-
wundert ſteben, alles guckte, und alles lachte. Dies hinderte
die Alte aber nicht, aus dem Wortreichtum ihrer Schlagwörter noch
mehr ſolcher „Lierenswürdigkeiten“ erſchallen zu laſſen. Der Auf
lauf der Neugierigen wurde immer größer und im Vorwärts-
drängen trat eine Stockung ein, die es ihr nicht ermöglichte, an
die Lene heranzufkommen.

Die Lene, die ihre Mutter ſofort an der Stimme erkannt, war
zunächſt ſtarr vor Schreck. Doch bald überſchaute ſie die ibr
drohende Gefahr, d'e alle ihre Geiſtesgegenwart in Anſpruch nahm.
Jm Gedränge gelang es ihr, ſich „unſichtbar“ zu machen und zu
ntkommen. Wie ein gehetztes Wild ergriff ſie die Flucht vor der
Angriffswut ihrer Mutter. So entzog ſie ſich zunächſt allen
weiteren Jnſulten mit dem beſchämenden Gefühl, vor aller Welt
blamiert zu ſein.

Die Aufklärungsarbeit ihrer Verwandten hatte vollen Erfolg.
Aber nicht ganz wurde ſie das Opfer. Da die Tochter entflohen
war, mußte auch die Mutter wieder ahziehen.

Die unvernünftige Handlungsweiſe der Mutter hatte für Lene
die traurigſten Folgen. Bei ihrer Empfindſamkeit glaubte ſie in
folge dieſer peinlichen Szene auf offener Straße an ihren Arbeits
platz nicht mehr zurückkehren zu können. Sie wollte ſich dem Ge
ſpött ihrer Arbertskollegen nicht ausfetzen und hörte ohne Kündi-
gung auf. Wer konnte i übrigens garantieren daß ſich ein
ähnlicher Vorgang wie dieſer nicht wiederholen würde Solbſt die
Kuſine, die Lene vor übereilten Schritten zu warnen ſuchte, konnte
dieſe nicht mehr halten. Niedergeſchlagen und verzweifelnd ging
ſie nunmehr einer ungewiſſen Zukunft entgegen.

Nachdem Lene die Fabrik verlaſſen hatte, war es ihr nicht mög-
lich ſofort andere Arbeit zu finden. Das Geſpenſt der Arbeits-
loſigkeit war für ſie jetzt wochenlang ihr Begleiter. Aus Angſt
ror Entdeckung zog ſie es vor, auch ihre Wohnung zu wechſeln,
und niemand wußte zunächſt. wo ihr Verbleiben war. n
verſuchte ſie, ihre frühere Tätigkeit als Dienſtmädchen wieder
aufzunehmen, und trat als ſolches nunmehr in Stellung. Der un
vernünftige Einfluß der Mutter machte ſich aber auch hjer bald
wieder bemerkbar und weitere Arbeitsloſigkeit war die Folge.

Leider waren ihre Mittel auch erſchöpft, um ſich über dieſe
ſchlechte Zeit hinweghelfen zu können. Nun hieß es, ſich einzurichten
und zu ſparen. Ja, ſparen! Wovon ſollte ſie denn ſparen? Sie
mußte alles vermeiden, was un zweckmäßige Ausgaben darſtellte.

Aber im Volksmunde heißt es: „Was man ſpart vom Mund, das
ſpart man für den Hundl“ Lene ihre Bedürfniſſe im Eſſen
gar zu ſehr einſchränken mußte und ihre Ernährung in gar keinem
Verhältnis zu den körperlichen Erforderniſſen ſtand, und weil ſie
ſchließlich aus Not ſelbſt das Mittagseſſen „ſparen“ mußte. kam
fie wirklich auch bald „auf den Hund“. Jhre Widerſtandskraft
nahm rapid ab, und bald konnte man ihr „das Vaterunſer durch
die Backen blaſen“.

Nach vielen Bemühungen und Beſchwerniſſen gelang es Lene
endlich, in einer Spedkſteinfabrik Arbeit zu finden. Trotz des ge
ringen Lohnes, den es hier gab, war es doch beſſer wie gar nichts.
Ein Wohlwollen wie dort mußte ſie aber entbehren; der Wert
nes ſolchen wurde ihr durch dieſen Unterſchied ſetzt richtig klar.

Nun hieß es für ſie, mit dem Verdienſt ſehr haushälteriſch um
zugehen, beſonders da ſie ihrer Wirtin noch reres von früher
er ſchuldete, das ſie während ihrer Arbeitsl it nicht bezahlen

konnte. Dieſe Schulden abzuſtoßen, bemühte ſie ſich dadurch, daß
ſie es auch weiter am Eſſen fehlen ließ. Die Arbeitsſtätte lag auch
ſehr ungünſtig. ſie war dreiviertel Stunde von ihrer Wohnung
entfernt. Die Verrichtung der Arbeit, der weite Weg und das ewige
Hungerleiden hatten ihre Kräfte bald ſo weit zermürbt, daß ſie
eines Tages bei der Arbeit vor Entkräftung zufammenbrach. Jhre
deren Tür denen r kärgliche Lebensweiſe bekannt war.
iahmen ſich ihrer an und veranlaßten, daß ſi igſtens i gel-mäßiges Mittagseſſen bekam. doß ſie wenrgkene r vege
Doch der Mutter a Wirken machte ſich weiter be

mgkbar. Jhre „mütterliche“ Autorität, die durch das Entweichen
am Fabriktor ins Schwanken geraten war, wollte die Kathl unter
allen Umſtänden wiederherſtellen. Sie trachtete uncntwegt weiter
danach der Lene auf irgendeine Weiſe beizubringen, daß ſie zu
gehorchen habe In dieſem Beginnen war ſie mit dem Vormund
ein Herg und eine Seele. Die Unmündigkeit ihres Opfers gab
beiden auch Mittel und Wege, der Lene beizukommen. Ohne Be
denken bedienten ſie ſich der Hilfe der Polizei. Diefem am lichen
Apparat fiel es auch nicht weiter ſchwer, durch Feſtſtellume ihres
Aufenthalts und ihrer Arbeitsſtätte die Geſuchte aufzuſtöbern
Hier gab es kein Entweichen, und ſo war der Erfolg auch ſicher

Lene war in ihrer neuen Arbeitsſtätte noch nicht richtig „warm“
geworden, als ſie eines Tages in das Kontor gerufen wurde. Hier
ſtand der gefürchtete Mann, der ſie ſuchte und der eigens von
Buchau hierher beordert worden war, die Lene „abzuholen VonRechts wegen! Ohne jede Rückſicht wurde ſie aufgefordert un
geſäumt mitzugehen. Jhr wurde keinerlei Bedenkzeit eingeräumt
oder auch nur ſoviel Zeit gelaſſen, erſt noch einmal nach ihrer Woh
nung gehen zu können. So mußte ſie ihre Habſeligkeiten im Stich
laſſen und, als ob ſie eine große Verbrecherin ſei, mit ihrem un
freiwilligen Begleiter den Weg näch Buchau antreten. Hier wurde
ſie zunächſt nach dem Gemei tMutter abgeliefert. indeamt gebracht und ſpäter bei der

Der Empfang bei der Ankunft im Hauf ür diAnkun Hauſe war für die Lenefreundlich und es entlud ſich über ihrem Haupte aller Zorn
ſich im Laufe der Zeit aufgeſpeichert hatte. Die nun folgenden
e We en für die arme Lene ein wahresium. Die Mutter warf der Tochter in ihrem Waltſchlimme Dinge vor, die in Wirklichkeit den Tatſachen Licht an
ſprachen.

(Fortſetzung folgt.
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Aus der Partel.
Eine Wwiſſenſchaftliche Monatsſchriſt.

Vom 1. April an erſcheint im Verlage von J. H. W. Dietz eiwiſenſchaftliche geiſheſſt „Die 6 er aft Jena
nale Revue für Sozialiſten und Politik Herausgegeben von Dr.
Rudolf Hilferding.

u richten an Dr. Rudolf

eg
n

s

merkenswerter,verteuert wird. iens ſogar

Alle redaktionellen Zuſchriften ſind
5 len 8 Ja in r n auerdamm 26, alle ge-

äftlichen Zuſchriften an den Verlag J. H. W. Dietz, BerliSW. 68, Lindenſtraße 8. R J. Dieb, Berlin
Bezirksgeneralverſammiung der vspp. Leipzig.

Die Generalverſammlung des Bezirks Leipzig nahm atag folgende Entſchließungen an: ß vata vat m Sonn
1. Die Parteikrife in Sachſen wirkt hemmend auf die Pariei-

organiſationen und muß bald, tunlichſt noch vor dem Reichspartei-
tag, beſeitigt werden. Die BVezirksgeneralverſammlung Leipzig er
ſucht den Parteivorſtand, eine Ausſprache zwiſchen dem Landes-
arbeitsausſchuß und der Landtagsefraktion bald herbeizufſihren,
deren Ziel die Beſeitigung der Kriſe ſein muß. Die Verſtändigung
oll auf der r verſucht werden, daß ein zu berufender
andesparteitag Richtlinien aufſtellt für eine ſelbſtändige, klare

und vorausſchauende Landespolitik.
2. Die verfehlte Ruhrpolitik, die Jnflation, die Politik der Er-

mächtigungsgeſetze, in Verbindung mit der verfehlten Koalition
unſerer Partei mit den bürgerlichen „Mittel“parteien im Reiche,
haben ſich beinahe reſtlos gegen die Arbeiterklaſſe ausgewirkt und
dazu geführt, daß die Reaktion immer mehr erſtarkt iſt und es
fertiggebracht hat, die meiſten Errungenſchaften der Revolution zu
beſeitigen. Jetzt holt ſie zum Schlage gegen die Reichseinheit und
die republikaniſche Stactsform ſelbſt aus. Der Reichstagswahl-
kampf wird von ihr mit dieſer Loſung geführt werden, wobei den
bürgerlichen Parteien der Ausnahmezuſtand zugute kommt.
Die Aufgaben der Sozialdemokratiſchen Partei werden ſonach
für die nächſte Zeit beſtehen in fchärfſtem Kampf um die Beſeiti
gang des militäriſchen Ausnahmezuſtandes, Kampf um die Er
zaltung der Republik, Kampf um ein geordnetes Finanz- und
Steuerweſen, das ſich gründet auf die Belaſtung des Beſitzes und
des direkten Einkommens, im Kampf um den Wiederaufbau der
Sozialpolitik und Erhöhung der Lebenslage der Arbeiterſchaft
und um den Achtſtundentag und wirkſame Schutzgeſetze.
Dieſe Aufgaben können nur erfüllt werden, wenn ſich die Ge
ſamtpartei in engſter Verbindung mit den freien Gewerkſchaften
geſchloſſen dem zähen Kampfe gegen das Kapital widmet und alle
trügeriſchen Koalitionen mit bürgerlichen Parteien meidet, bei
denen ſie nur den Schildhalter für reaktionäre Streiche gegen die
Arbeiterſchaft abgibt.

Die orgueſebung für die Geſchloſſenheit der Partei iſt die
Schaffung demokratiſcher Grundlagen, wonach die Partei in ihrer
Geſamtheit über die Reichspolitik entſcheidet, die Reichstagsfrak
tion und die Leitungskörperſchaft der Partei ausführende Organeſind. Der nächſte Parteitag bat dieſe demokratiſchen Grundlagen 8

t ſchaffen, damit die Geſchloſſenheit und Schlagkraft der Parkei
ür den Reichstagswahlkampf hergeſtellt wird. Die Parteiorgani-ſationen des Bezirks Leipzig verpflichten ſich, im Sinne dieſer

Richtlinien zu wirken.
Als Handidaten zum Reichstag wurden aufgeſtellt: die

Genoſſen 1. Seger, 2. Lipinſki, 3. Saupe (Leipzig) u. a. 8 Ge-
noſſen.

Die Kandidatenliſte zur Landtagswahl umfaßt 30 Ge-
noſſen und Genoſſinnen, und zwar in den erſten Stellen: 1. H. Lieb
mann, 2. K. Ryſſel, 8. O. Neu (Leipzig), 4. M. Mucker (Wurzen),
5. Martha Schilling, 6. A. Dennhardt.

Die Kölner und hagener Genoſſen und die Partei.
Köln, 12. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Eine ſtarbbeſuchte Konferenz des Kreisverbandes Köln der So-
zialdemokratiſchen Partei beſchäftigte ſich am Sonntag mit den
kommenden Wahlen. Nach einem Vortrag des Reichstagsabgeord-
neten Riedmüller, der die Politik der Reichstagsfraktion
verteidigte, wurde nach langer Ausſprache eine Entſchließung mit
Siebenachtelmehrheit angenommen, in der dem Parteivorſtand und
der Fraktion, unbeſchadet der Kritik am einzelnen, volles Vertrauen
ausgeſprochen wird. Jn dem am kommenden Sonntag in Köln
zuſammentretenden Bezirksparteitag werden die Kandi-
daten zur Reichstagswahl nominiert. Vorgeſchlagen für die Reichs-
tagswahl wurden die bisherigen Abgg. Sollmann und Fries,
ſowie die Landtagsabgeordneten Frau Kirſchmann-Röhl und
Genoſſe Kuhnt. leichzeitig tagte am vergangenen Sonntag
eine ſtarkbeſuchte Delegiertenkonferenz der Partei des Regierungs
bezirks Ha gen. Nach einem Vortrage des Genoſſen Soll mann
wurde nach mehrſtündiger Debatte in einer Entſchließung dem
Parteivorſtand und der Reichstagsfraktion das Vertrauen aus-

Wirtſchaftspolitik.
Der internationale Deviſen- Markt.

Am Deviſenmarkt waren geſtern unverkennbare Anzeichen einer
Entſpannung zu beobachten. Die Stimmung iſt am Markt
weſentlich ruhiger geworden und auch der Bedarf hat
unter dem Eindruck der ſcharfen Kontrollmaßnahmen, die ange-
kündigt bzw. ſchon in die Wege geleitet ſind, ſowie im Zuſammen-
hang mit der Beſſerung der Mark im Auslande ab-
genommen. Aus Amſterdam liegt ein letzter Kurs für die Mark
von 585 und aus Zürich von 125 vor. Aus dem beſetzten Gebiete
hörte man für London Kurſe, die etwas über 19 Billionen liegen.
Nur aus London liegt noch eine etwas höhere Notierung vor.

Jm einzelnen wurden auf London, Holland, Kabel Neuyork,
Paris 2 Prozent, Schweiz 8 Prozent, Chriſtianiga, Kopenhagen,
Stockholm 5 Prozent, Helſingfors 10 Prozent zugeteilt.

Die Kurgsfeſtſtellung erfolgte auf Baſis von 4,2 für Kabel
Neuyork und 18,1 für London.

Am internationalen Valutenmarkt hat ſich der franzöſiſche
Franken nach anfänglich feſterer Haltung wieder etwas abge
ſchwächt. London gegen Paris ſtellte ſich auf 937 bis 9414.
Eher etwas feſter liegt das Pfund, London gegen Kabel Neuyhork
etwa 4,31. z

Jm weiteren Verlauf der amtlichen Notierungen konnten eben-
falls teilweiſe höhere Zuteilungen feſtgeſtellt werden. Voll be
rückſichtigt wurden Budapeſt, auf Rio und Japan entfiel 3,
Spanien, Prag und Buenos 5 Prozent, Jugoſlawien, Sofia und
Liſſabon 10 und Wien 20 Prozent. A.Auch am Notenmarkt konnten die Anſprüche zumeiſt in etwas
größerem Ausmaße befriedigt werden, u. a. entfielen auf Dollar-
noten 2, engliſche Pfunde, holländiſche Gulden 10, italieniſche Lire
40 Prozent.

Neuyorker Schluß NachbörſeMarkbewertung in der 542154 Geld, 2224 Cents Brief. Dollarparität 4,49 Billionen.

Proteſtkundgebung der halliſchen VSPD.-
Gewerkſchaftler.

Kommuniftiſche Wühlerei hat das unmöglich Scheinende faſt zum

Ereignis 3 e i der r 7in Gefahr zu zerbrechen ner Verſammlung von freigewvertſchaftlich organiſierten
ngehörigen der PSPD. lauſchte am 11. Februar abends im

„Volkspark“ in atemloſer Spannung und wachſender Entrüſtung
den Darl de noſſen Heſſe, die der drohenden Spal-tung im e haſtolaßee galten. r Redner führte im weſent

lichen folg aus: Ein Bund wie der ADGHB., wird ſeinen acht
Millionen Mitgliedern ſtets erheblichen Spielraum zur Betätiguwach eigenem Ermeſſen geben, aber er kann im Zwange der San
erhaltung keine kommuniſtiſchen Aushöhlungsmanöver dulden. Seit
zwei Jahren beſteht in Berlin eine Zentrale der roten Gewerk
ſchaftsinternationale, deren Stärke dem Zentralbureau des ADGBV.
nichts nachgibt. Während die KPD. früher ihre Mitglieder in
die freien ewerkſchaften hineinſchickte, folgt ſie jetzt den Wünſchen
der voten Zentrale, die einen eigenen Gewerkſchaftsaufban erſtrebt.

rüher wollte man nur eine Beſeitigung der „xreformiſtiſchen“
ührer, jetzt hat man in den Weimarer Richtlinien den „allge

meinen ſtrieverband“ zur Parole gemacht, der praktiſch längſt
viel wirkſamer im Zuſammenarbeiten der drei Spitzenſäulen ge
geben iſt. Während Deutſchlands Arbeiterſchaft geſchickter natio-
naliſtiſcher Werbung in erſchreckendem Umfang ein williges Ohr
leiht, will man

von kommuniſtiſcher Seite die freien Gewerkſchaften zerſtören.

Der erſte Gewaltſtoß ſoll in nächſter Zeit Mittel deutſch
land treffen. Der Apparat dazu iſt bis ins letzte vollendet.
Eine eigene Zeitung iſt vorhanden, Vertreter der Berliner Zentrale
ſitzen in Halle und haben ihr Quartier in der Lerchenfeldſtraße
aufgeſchlagen, von wo täglich bis zu zehn Kuriere ins Land
hinausgehen, um die örtliche Agitation im ſchnellſten Fluß zu er
halten. Die Weimarer Konferenz vom 25. November war
öffentliche große Auftakt. Vertreten waren natürlich nur Orts-
kartelle, die keine VSPD.Mehrheit beſaßen. Eine Dreier-
kommiſſion (Höcker m Lademann Kübitzki) hetzte in
ſchärfſter Form gegen den Vundesvorſtand. Jn Halle folgte dieſen
Weimarer Heldentaten eine Bezirkskonferenz, deren Einberufung
ohne Wiſſen und Willen der Genoſſen Heſſe und Saupe, die Mit-
glieder des Bezirksvorſtandes ſind, beſchloſſen wurde. Man wählte
ebenſo heimlich Grabow zum Begzirlsſekretär, ohne die Gehalts-
frage durch den Bund zu regeln. Das wat auch nicht nötig, da die
Kommuniſten Gelder zur Verfügung ſtellten Aus der gleichen
Quelle floſſen die Mittel für Flugblätter und Einladungen zu
Gewerkſchaftsverſammlungen, für Beſchaffung radikaler Refe-
renten. Heſſe und Saupe wurden nach Möglichkät kaltgeſtellt.
Auf der letzten Konferenz der Bezirkskartelle ließ der Landtags
abgeordnete Rogg die Maske fallen und drohte mit Maſſen-
austritten aus dem ADGB. Grabow ſekundierte ihm mit
dem Ruf nach Waffengewalt! Seitdem hat eine Unzahl von Ver-
ſammlungen ſtattgefunden, deren Ankündigung in der kommuniſti-ſchen „Republik“ ſtets unter Deckmantel erfolgt. Man ruft zur

Tagung der Freidenker in der Frage der Feuerbeſtattung (Neu-
marktBedra) oder zu Knappſchaftsverſammlungen Gerbſtedt am
11., Eisleben am 10. Februar), während am Ort verteilte Hand-
zettel Stellungnahme zu den Weimarer Beſchlüſſen ankündigen.

Umfangreiches, im „Volksblatt“ bereits veröffentlichtes Material
beweiſt das Nahen größerer Aktionen. Ein vom
Direktorium der KPD.“ unterzeichnetes Flugblatt ruft zum Auf

ſtand gegen die Militärdiktaturl! Das alles geſchieht zu einer
eit, wo eine Verſammlung der halliſchen Metallarbeiter den

bezeichnenden Antrag annahm: „Es wird beſchloſſen, daß jeder
Metallarbeiter ſich zu organiſieren hat.“
durch ſolche Beſchlüſſe die Gewerkſchaften zu dem machen zu können,
was ſie ſein ſollen? Alles bisher Geſchehene wird aber durch die
neueſte Taktik von Höcker, Grabow und von dem an Stelle
Fiedlers gewählten Vorſitzenden Brauns in den Schatten ge-
ſtellt. Höcker und Grabow leiſteten einer ſchriftlichen Einladung
zur Vorſtandsſitzung nicht Folge, und Brauns weigerte ſich, es zur
Verhckhdlung und zu Beſchlüſſen kommen zu laſſen, an denen nicht
alle fünf Vorſtände beteiligt ſeien. Als vor einigen Wochen die
Bezirkskonfereng und die Wahl Grabows beſchloſſen wurden, be
mängelte man die Abweſenheit Heſſes und Saupes keineswegs.
Auch am Montag, dem 11. Februar, nachmittags kam eine Vor
ſtandsſitzung nicht zuſtande, weil diesmal Brauns nicht aufzu-
finden war. Als man Höcker auf ſein zu ſeinem früheren Vorgehen
in ſchärfſtem Gegenſatz ſtehendes Verhalten aufmerkſam machte,
ßer er unter Zeugen zu, daß er ſeinerzeit die Kartellkonferenz
jabe einberufen müſſen. Er ſuchte dieſes peinliche Geſtändnis
im Verlauf der Unterredung umſonſt zu widerrufen. Heſſe ver
langte nunmehr auch das Protokoll über Grabows Wahl zum Be-
irksſekretär und erfuhr, daß man dieſe nicht protokolliert habe.
Die Mehrheit ſei ja vorhanden geweſen. t

Man hat demnächſt mit der Einberufung eines allgemeinen
mitteldentſchen Kongreſſes zu rechnen, deſſen Beſchlüſſe zu einer
weitgehenden Zerſplitterung führen können. Gegenmaßregeln ſind
ſelbſtverſtändlich nötig. Es gilt den Kommuniſten in den Arm zu
fallen, die eine Arbeit leiſten, wie Beauftragte der Schwerinduſtrie
ſie nicht beſſer in unſeren Reihen verrichten können.

Die Verſammlung hörte nach dieſen aktuellen Darlegungen noch
einen Bericht des Genoſſen Tän mel über den Strefk der Metall
arbeiter an und faßte einſtimmig folgende Entſchließung:

Die am 11. Februar im „Volkspark“ tagende Verſammlung der
VSPD.-Gewerkſchafter beſchließt: Das Vorgehen der ſogenannten
Gewerkſchaftsoppoſition iſt- unvereinbar mit den Richtlinien und
Grundſätzen der freien Gewerkſchaftsbewegung und iſt geeignet,
die Aktionskraft der Gewerkſchaften ſchwer zu
erſchüttern. Unter der mißbräuchlichen Benutzung des
Namens des ADGBV. beruft die Oppoſition unzählige Verſamm-
lungen ein, um in dieſen bewußt durch kommuniſtiſche Redner
Propaganda gegen die Gewerkſchaften zu treiben. Durch dieſes
Vorgehen wird bewußt eine Spaltung der Gewerk-
ſchaften betrieben. Die Arbeiterſchaft Mitteldeutſchlands, die
ſchon durch die politiſchen Wirren zur faſt völligen Ohnmacht
verurteilt iſt, könnte eine Zerreißung des letzten Bollwerks der
Arbeiterbewegung nicht ertragen.

Die Verſammlung verlangt deshalb vom Fraktionsvorſtand, daß

alle Schritte unternommen werden, um das
Treiben der Oppoſition zu unterbinden und die
Zerträümmerungder Gewerkſchaften zu verhüten.

Warnungsrufe der verantwortungsbewußten Jnſtanzen
Der Bezirksausſchuß Sachſen des ADGB. erläßt an die Ge-

werkſchaftsmitglieder folgenden, die ganze Schwere der Situation
aufzeigenden Aufruf:

„Unlautere Elemente verſuchen durch Verteilung von Flug
blättern, deren Jnhalt gemeine Verleumdungen gegen
die Gewerkſchaften und ihre Führer enthält, in die Mit-
liederkreiſ Verwirrung zu tragen. Es iſt feſtgeſtellt, daß durch
ommuniſten in einzelnen Betrieben, Orten und Bezirken nach den

Befehlen der KPD. Zentrale Berlin die Zerſplitterungs-
kätigkeit entfaltet wird. Jn einer Zeit, in der das Unter
nehmertum ſeine r e r n en gen ſge
rbeiterbewegung zu ächen und ihren Ein n Geeke des Arbeiterrechts und des Wirtſchaftslebens zu beſeitigen,

muß ſolchen Zerſtörungsbeſtrebungen, gleichviel wo und wann ſievon e der Gewerkſchaftenden
t aller Entſchiedenheit entgegengetretenEs muß alen Arbeitern endlich klar geworden ſein, daß

Glaubt man im Ernrnſt,

Mitteldeutſchlands Cewerkſchaften in Gefahr!

tro rel r de te
Ar ft durch ſie fe ellt werden kann.Der Jnhalt der Flugblätter rechtfertigt die A dHerſteller und et derſelben l Ah
kiſchen Zerſtörern der Arbeiterbewegung in
e Tenelſcheſten hiermit aufgefordert lle die
Elemente mit den ſchärfſten Mitteln vo e hen;
die ſich an ſolchen Umtrieben offen oder geheim beteiligen.“

Von der Begirksleitung des ADGB. für den Bezirk Halle-Merſe-
burg iſt ein ſolcher Aufruf zur Vernunft nicht zu erwarten. Jm
Gegenteil! Gerade der in ſeiner Mehrheit kommuniſtiſche Be
e ger a wie Genoſſe Heſſe in der geſtrigen Ver
ammlung der ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftsmitglieder ein
wandfrei nachwies, eifrigſt bemüht, den Gewerkſchaftsapparat ganz
in ſeine Gewalt zu bekommen, um das Zerſtörungswerk um ſo
gründlicher ausführen zu können. Wir axppellieren in letzter
Stund an den geſunden Sinn der mitteldeutſchen Arbeiterſchaft
und fordern ſie auf, in ihrem ureigenſten Intereſſe den verbreche
riſchen Elementen die einzig richtige Antwort zu geben.

Erfolge kommuniſtiſcher Führung im Du.
Die geſtern abgehaltene Mitgliederyerſammlung des Deutſchen

Metallarbeiterverbandes, Zahlſtelle Halle, war trotz aller Propa
S der Ortsverwaltung ſowie der ſogenannten oppoſitionellen
etallarbeiter ſehr ſchwach beſucht. Wohl kaum 200 Mann waren

im großen Volksparkſaal anweſend, von einer Verwaltungsſtelle,
die am Ende des vorigen Jahres laut Abrechnung 6200 Mitglieder
aufzuweiſen hatte. an erwartete allgemein einen großen Tag,
um ſo blamabler war der ſchwache Verſammlungsbeſuch. Kollege
Höcker verlas eingangs der Verſammlung das Schreiben der
VSPD.-Metallarbeiter, worin dieſe zum Ausdruck bringen, daß
ſie den Veranſtaltungen des DMV. ſolange fernbleiben, bis wiederder Redefreiheit und perſönlicher Schutz geſichert
ſind. Höcker polemiſierte dagegen. Dann erhielt der Bezirksleiter
Röß ler das Wort, um, wie Höcker ſagte, ſeine, Rede vom ver-
gangenen Donnerstag fortzuſetzen. Rößker begnügte ſich aber
mit der Abgabe einer Erklärung dahingehend, daß wohl eine ein
gehende Beſprechung notwendig wäre, daß aber die Vorgänge in
der Donnerstag- Verſammlung (er verwies dabei auf Einzel-
erſcheinungen), dann die in der „Republik“ erſchienenen Artikel,
die mit der Wahrheit auf Kriegsfuß ſtehen und die für die nötige
Stimmung geſorgt haben, den Schluß zulaſſen, daß die heutige
Verſammlung noch mehr als ihre Vorgängerin zur Verwirrung
der Metallarbeiter und dadurch zur Schädigung der Organiſation
beitragen wird. Da ein ſachliches Debattieren unmöglich iſt,
lehnte er eine Beteiligung an der Debatte ab und verließ darauf
das Verſammlungslokal. Nunmehr ſetzte eine lebhafte Debatte
ein, in der ſich der Kampf in der Hauptſache gegen den Kollegen
Rößler ſowie die übrigen Klaſſengenoſſen richtete, aber kein Wort
gegen die Unternehmer fiel. Man hatte den Eindruck, daß man
ſich nicht richtig wohlfühlte bei der Zuſammenſetzung der Ver-
ſammlung und der Stimmung, die über ihr lag und daß man ver
ſuchte, ſich gegenſeitig Mut zuzuſprechen. Es wurde eine Ent
ſchließung angenommen, die ſich gegen den Beſchluß der VSPD.
Metallarbeiter wendet und wo dieſelben aufgefordert werden,
tätige Mitarbeit bei den gewerkſchaftlichen Arbeiten zu leiſten,
ferner daß die ſich anläßlich des Streiks gezeigten organiſatoriſchen
Mängel ſofort beſeitigt werden ſollen. e

Wenn in der Ortsverwaltung Männer ſäßen, die mit der nötigen
gewerkſchaftlichen Erfahrung ausgerüſtet wären. dann müßten ſie
einſehen daß ein Arbeiten ohne die VSPD.Metallarbeiter nicht
möglich iſt, daß man vor allen Dingen den Parteimann abſtreifen
muß (was dieſen Leuten leider nicht möglich iſt), um eine Ge
werkſchaftsorganiſation vorwärts zu bringen. Jn einigen Wochen
werden wir uns einmal die Entwicklung der Verwaltungsſtelle
Halle anſehen. Der jetzt ſchon graſſierende Katzenjammer wird
bei den ſogenannten oppoſitionellen Metallarbeitern dann noch
größer ſein. Die VSPD.Metallarbeiter waren bis auf einige der
Verſammlung ferngeblieben.

Sammlungen für die Metallarbeiter. Die während des Streikes
von der Ortsverwaltung und Streikleitung herausgegebenen
Sammelliſten für die Streikenden bzw. Gemaßregelten müſſen
unbedingt bis Freitag, den 15. Februar, im Bureau des DMV.
abgegeben werden, gleichzeitig die geſammelten Beträge.

Aus aller Welt.
Attentat auf einen Fabrikdirektor. Aus Remſcheid wird ge

meldet: Geſtern abend wurde von unbekannter Hand ein
Sprengkörper in das Haus eines Fabrikdirektors geworfen.
Die Bombe wurde durch ein Fenſter in das Schlafzimmer im erſten
Stock geſchleudert, explodierte dort und zerſchlug Fußboden
und Decke und richtete großen Sachſchaden an. Der Direktor
wurde beim Oeffnen der Stubentür durch den Luftdruck zurück
geſchleudert; ſonſt aber wurde niemand verletzt.

Der unehrliche Amtsgerichtspräſident. Gegen den Präſidenten
des Amtsgerichts München, Franz Riß, war von der Diſzi
plinarkammer ſür richterliche Beamte auf einen Verweis erkannt
worden, weil er ſich unter Ausnützung ſeiner Stellung als Vor
ſtand des Jugendheims Gieſing und der Erziehungsanſtalt Neu
herberge mit Waren aller Art, namentlich mit Lebensmitteln, ver
ſorgt hatte. Die Berufungsinſtanz, der Diſgiplinar f für richter
liche Beamte, hat nun nach mehrſründiger Verhandlung nicht nur
dieſen Verweis heſtätigt, ſondern ihn durch eine Geldſtrafe
von 50 Coldmark und das Recht der Strafverſetzung ver
ſchärft. Die angeſührte Beſtimmung ſieht die Strafverſetzung in
der gleichen Klaſſe und bei gleichem Gehalt vor. Der General
ſtaarsanwalt hatte eine ſchärfere Strafe beantragt.

Rund um die Erde. Nach einer Havasmeldung aus Buenos
Aires iſt dort der däniſche Flieger Hanſen bei einem Abſturz töd
lich verunglückt. Wie aus Met gedrahtet wird, hat dort die
Varietctängzerin Gerault im Verlauf eines Wortwechſels den
Beſitzer des Metzer Zentralhotels, Belffart, erſchoſſen. Nach
der Tat ſtellte ſie ſich ſelbſt der Polizei. Bei einer Lawinen
kataſtrophe im Goiſerner Gebiet wurden acht Holzarbeiter ver
ſchüttet, von denen bisher fünf als Leichen geborgen wurden.
Durch einen Lawinenſturz vom Gamskogel, der einen großen
Wald beſtand vernichtete, wurden im Kaargraben drei Arbeiter be
raben. Jn Auſſee verſchüttete eine Staublawine von den
ängen des Grimming fünf Telegraphenarbeiter. Zwei blieben

unverletzt, die übrigen drei wurden tot aus dem Schnee gezogen.
Der Verkehr mit der Salzkammergutbahn iſt durch Lawinenſtürze
unterbrocken. Von Ling ſind Pioniere und anderes Militär an
die Unfallſtellen abgegangen.

Verantwortlich für Politik und Wirtſchaft: F. O. H. Schul
für Feuilleton und Lokales: Hermann Lange; für Gewerk
ſchaftliches, Provinz und Sport: Gottlieb Kaſparek; für
den Anzeigenteil: Wilhelm Herzig; ſämtlich in Halle
Verlag: „Volksblatt“ G. m. b. H. Druck Halleſche Genoſſen

ſchaftsBuchdruckerei, e. G. m. b. H., Halle. Harz 42/41
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Rummelpiatz
des Lebens

Premiere: Donnerstag, den 14. Febr.,
nachmittags à Uhr v282

C. T. Am Riebeckplatz

der VSPD.,
Freien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
ſowie der ſozialiſtiſchen Frauen Zuſammen
künfte im Bezirk Halle- Merſeburg.

Veteins-Kulender

Stadt Theater.
Miwoch, abends T Vr:

Donnerstag:

Carmen.

Koch
unser ſpiei
Bunte Bühne

Jägergasse. Dr. A. Koch

glänzenue

Eekretariat der VSPD. Halle (Saale), Harz 42/44,
Hofgebäude, 2 Treppen. Fernruf 1029.
(Ortsburegan daſelbſt Fernruf 1029).

Fehruar-
Die Veröffentlichungen der VSPD. im Vereinskalender
erfolgen, wenn nicht koſtenlos gegen beſondere Ver

einbarung

Parteigenoſſen! Die Aufklärung der
zwingende Notwendigkeit.

ringt deshalb zu allen Veranſtaltungen

Stadtverordnete der VSPD. Mitt-
woch, den 13. Februar, nachm. 32 Uhr,
im Stadthaus Sitzung.

Preßkommiſſion. Mittwoch, 13. Febr.
abds. Uhr, im Verlagskontor: Sitzung.
Vorher, von 52 Uhr an Rev ſion.

Teutſcher Wetallarbeiter Verband,
Verwaltungsſtelle Halle Mittwoch, den
13. Februar, vormittags 10 Uhr Ver-
ſammlung aller gemaßregelten Metall
arbeit r im Mittelz immer es Volksparks

Fr itag, den 15. Februar, abds. 6 Uhr
Sitzung der Ortsverwaltung abds 8 Uhr
Sitzung der Bezuks- und Unterkaſſiere
im „Gewerkſchaftshaus“, Zimmen 1a.

Sonnabend, den 16. Februar, abends
7 i Uhr: Branchen Verſamm'ung der
Former in der Produktiv-G noſſenſchaft.

Urbeiter-WMohlfahrtsausſchuß. Diens
tao, den 12. Februar, abends S Uhr im
„Giwerkſchaftshauſe.“ Erſcheinen alle
dringend notwendig.

Junoſorialiſten. Heute z8 Uhr
im Jugendheim. Weidenplan 20, Vortra
des Genoſſen Deiningec. Sorgt für regen
Beſuch.

Kantgeſellſchaft. Orte gruppe Holle
Vortragsabend von Herrn Ge eimrat
Ziehen fällt aus Dafür Donnerstag, den
14. Februar a ends 8 Uhr. im Hörſael II
der Univerſitöt Uebungsagbend. Karl
Schunck. Von den Bedingungen der
Erkenntnis“

SAJ. Kinder gruppe. Heute nachm
5 Uhr ireffen wir uns im Heim. Noti-z
buch und Bleiſtißft mitbringen.

die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 500/0 Rabatt.
Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Vereinskalenders bekanntgegeben.

proeramm
mit Künstlern von

r

Neumarkitschützenhaus!

Eintritt troeit

d

o Ausstellung
Heute abend 68 Unr: GroBer öffentl. Vortrag
Welche Vortelle bringt mir das Aego-System?

Eintritt frei

Für Wiederverkäufer

Volkspark
Burgſtraße 27.

0

las eigene ein

hallvch Aveſter

Rumme'piatz
des Lebens

Premiere: Donnerstag, den 14. Febr.
nachmittags 4 Uhr

G. T. Am Riebheckpiatz

haheehau wo

atteind inn
Gut und billig

kaufen Sie

(hulgifefe

Rindbox. bewährte
Qualit., gen. u. 90
du chagew., von an
Kontirmanden-Stietel

Rindborx. beſte 950
Ausführ., von VBan
frauen Weltschaft-
und HerreurRiodhbox-

Ftete ſehr hewohrt
im Toagen,

nur
50

Schuhhaus
5090

ROLANMD
Steinweg 19.

Wiederverkäufer gesucht

Ghautffeur-
Lederanzug
Herren- Fahrrad

mit Freilaut
Einige guterhaltene

Anzüge 5225
Militär- Mäntel
Ulster, Raglan

verkautt billig
Rathausstr. 17, H. I

2 ſein
Joxek Bohatse

a

Sccholaüen n Pralen

infolge ihrer Billigkeit jetzt
Volks-Nahrungsmittel,

emptiehlt

Sschokoladen-
9 Großhanälg.

Talamtstr. 6 Fernrut 2745

Landbevölkerung des

Ia. Kchchtetegte
S
p.
h

w

ab 10 Uhr Wellfleiseh
Frühkonzert

oebr

Ledertreibriemen““
in verſchiedenen Dimenſionen, auchStücke verkauft billig zu Tagesepreiſen

J. Sternlicht, Alter Markt Il, Tel. 1388e

Boclcwiürste
Regensburger, Jouersche
und Wiener Würstchen
lietert täglich triseh

HEINRICH M üLLER
Der Wiederverkäufer Vorzugspreise

Umml-Ahrütze
h

pro Paat 11-27 Pfg.

Roh. Schmelßer, ür. arten
oder

Lelpziger Str. 54, Eing. obere Marilostr., Fernspr 3155 e

LACHEN LINKS
DAS WITZBLATT DER REPUBLIK

Beziehen Sie „bachen links“
durch die Volksblatt- Buchhandlung

von den Verkaufsstellen
bzW. den Austrägern des „Volks-
blattes“, „handboten“ oder der

„Mansfelder Volkszeitung“,

W Arncen Eyecnn

Wer duf Landkundschaft reflektiert,
gebe seine inserate auf in der bei der

Saalkreises und
darüber hinaus meistgelesensten Zeitung

Der Landbote
„ODer Landbote“ erscheint jeden Mittwoch
sowie Sonnabend mit der
Wochenbeilage „Volk und Zeit“. Bezugs-
preis im Februar 65 Pfennig.

und Bezugsbestellungen beim

Verlag Volksblatt G. m. b. H.

illustrierten

Anzeigen-

Bericht der Fleiſchpretis-Notierungskommiſſion am ſtadt.
Schlacht und Viehhofe.

Bezahlt wurden am Montag, dem 11. Februar 1924.
J

Für 50 Kz Fleiſchgewich

höchſter t ter bäufigſte-Gattung gegen Kuce *fehs
Jn Goldmark

Ochten 63 35 58 43 45Bullen 62 52 58Kühe e 63 40 58Jungrinder 55 50 55Maſttälver 100 100 100Saugkälber 75 70 75Lämmer und

Maſthammel 70 70 70Schafe e 65 50 65Schweine einſchließl.

Mittel u. Geſchlinge 85 80 85 75

Dienstag den 12 Feb eHersebure. d minebüro effnerſtiaße 4
Ausſpräche über die
wahlétt:

mansfelder Lancse.
x hen Juwaſozialiſten. Dienstag18 e e den 12 Fetruar abds 8 Uhr
pünktlich in der ſtädtiſchen Oberrealſchule
Z. Vortrag des Gen. Dr. Vacher- Halle
über d. Thema Von Bismarcks Reichs
ordnung zum Werk von Weimar.

ZJentralbibliothet Halle
urgſtraf;e 27 (Volkspark).
Dienstag u. Donnersta

S adtverordneten-

Geoffne
abends 6 is 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu aben in der Volksbuchhodl.. Harz 42144.

Zeitungs-
Ffremdwörter
Unentbehrlich für jeden Zeitungsleser

Zusammengestellt von
Karl Werner

Zu beziehen dureh die
Volighlatt-Buchnanclung

Halle. Gr. Ulrichstrasse 27

ur ktionärſitzung

Mersehurg Entenplan
Von Montag, den 11., bis Sonnahbend, den 16. Fehbruar:

Wohlfeile, jedoch wertvolle Weiss waren und Wäsche
in gesonderter Ausstellung zu F extra billigen Preisen!

erez-[,L-PEL-,

80 em.
Renforcé

Arbeitsmarki

Selb ständige
Hastenmacher
auf Karosseriebau finden dauernde Arbeit

H. Jacobi, K. rosseriewerk
5224Hannover-Linden.

Anthche bekanntmechungen

Die von den ſtädtiſchen Körverſchaften
unterm 15./21. Januar 1924 beſchloſſene
ergnügnungsſteuerordnung der Stadt
alle hat die Genehmigung der Aufſichts-

hörde gefunden. Sie tritt rückwirkend
it dem 21. Januar 1924 in Kraft. Die
rdnung liegt in unſerer Steuerkaſſe,
athausſtr. 1, 2 Treppen, Zimmer 92, zur

nſichtnahme aus. 522
Zalle, den 9. Februar 1924.

Der Magiſtrat.

Halle

Linon u.

w elegante M

Wäschestofte

Hemdentuch kräftige Qualität

feinfädig, 80 em breit

80 em breit 1,35 1,10

Deckenbreite, 130 em

Damentaghemden
ſolid Stoff, einiacher Ausführung

0,75
0 g3 Damentaghemd mit Vorder-

1,20 1,00 9 ſchluß, kräftiger Stoff mit Spitze
0 90 Damentaghemä

e e Meter

Wäschebatist
mit Hohlſaum und Stickerei

Damentaghemä geſtickt oder
mit Stickerei- Paſſen 6,00

Damenhemdene 10) S er 0 e aus Croiſe Filett Vorderſchluß
Untertaillen

Linon 1 10 mit Barmer-BogenKiſſenbreite, 80 em 1,60 49 Prinzessröcke
Linon mit reicher Stickerei 8,00.zw 1,95

3,50 2.90
uſter, 130 em weiß od. mit Kante, 45 em (0,65

Barverkautf Mengenzuteilung vorbehalten

Damenwäsche

1,95

2,95

3,25

4,00

3,35

0,70

6,00

0,

0,30

0,55

Stzngenleinen 1351 Taschentücher
Kiſſenbreite, 80 em 1,65

I Stangenleinen Kindertuch
dte 130 em 2,90 bunt oder Linon, mit Kante 0,20

Bettdamast Damentuchelegante Muſter, 80/84 1,65 mit Hohlſaum od. Languette 0,50

Bettdamast Herrentuch

Wmnnum Barverkauf

Herrenwäsche
Oberhemden aus Perkal mit 5 00

9einem weichen Kragen

Oberhemden 50weiß, Pikee und Falten- Einſatz M

Herren-Falten-Hemden 90
aus la Wäſchetuch 5,50 V

Stehkragenmoderne Den 0,55
Stehumlegekragen 0,)5

moderne Hormen

Huuswäsche
Wischtücher rot, kariert, geſ. 0 55

und geb., 50/60 em. 0,70
e
r

1,50Stubenhandtücher weißer
Jaquard 80/100 1,76

Zur Anschaffung ganzer Ausstattungen sowie zur Ergänzung von Leib-, Bett- und Tisch-
wäsche für den täglichen Bedart F. äußerst günstige Kaufgelegenheit

rauh
ladekauft man preisw.

(falle, Kuhgasse 6

m

G

Iuſſſrrſingl

Garderobe, Manu-
fakturwaren, Gar-
dinen, Betibezüge.
Handtücher. Hemd.
vamenbeinkleider,

Schürzen uſw.
Carl Ruxemann

Alte Promenade 351

5227

Leistungsl. Bezugsqueſle

J für S288
hölzerne und eiserne

Kpderdettstellen

Zahlungserletchlerungen.

Bruno Paris,
Leipziger Straße 12

IIICccltDDDcCcDrDD-DD-DDD0DDeDD

Alle Drucksacnel
liefert die

Hallesche benossen-
schafts Buchoruckerel.

xxxcC,Xx.,1III3I III

Wolbshlatt-

öbilderbücher

Jugendschriften

Märchenbücher

Halt
Kleine Anzeigen
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 12. Februar 1924.

Ein Vater, der ſeine Cochter röſtel,
Ein Zigennerhauptmann in Halle verhaktet. a Kindesword.

Eine regelrechte Schlacht zwiſchen Zigeunern.

Vorgeſtern wurde hier von der halliſchen Krimi ligei
Erſuchen der Berliner Polizeibehörde der t r
einer bei Halle im Winterquartier liegenden Zigeunerbande
unter dem Verdacht, Sittlichkeitsverbrechen verübt zu
vaben, 7 r ha et und n Berlin überführt. Der Verhaftung
gingen Ereigniſſe voraus, als dere iden wilden Weſten Amerikas wähmt Heimattand gan ſonſt aur

Unter dem dringenden Verdacht, ſeine achtjähribeſtialiſch zu Tode gequält zu Maben wehen der
Berliner Kriminalpolizei ein Zigeuner Franz Wei ß verhaftet. Er
iſt das Haupt eines Stammes, der zu Anfang des Winters auf
einem Laubengelände hinter dem VirchowKrankenhaus ſein Lager
aufgeſchlagen hat und Hier ſeitdem in einer Stärke von etwa 200
Köpfen hauſt. Der Stamm Weiß lebt in Feindſchaft mit einem
Stomme Tollmann. der ber Halle ſein Winterquartier hat.
Lor der Wanderung nach Verlin- hauſte er eine Zeitlang bei
Görtingen. Dort ſtarb die Tochter des Häuptlings Frauz Weiß.
Der Häuptling Tole mann beſchuldigt ihn nun, das Mäd-
chen auf das allerſchwerſte miß handelt und ſchließlich er-
droſſelt zu haben. Da die Mißhandlungen zum Teil durch
einen Göttinger Arzt beſtätigt wurden, ſo erließ die dortige Staats-
anwaltſchaft gegen den unmenſchlichen Vater einen Haftbefehl.
Weiß ſoll ſein Töchterchen ſogar mit bloßem Körper auf
eine glühende Herdplatte gelegt haben. Unterwegs
mußte es ſtets unter dem Wohnwagen auf der bloßen Erde ſchlafen.
Es war zuletzt bis zum Skelettabgemagert. Als ein Kri-
winalkommiſſar erſchien und den BVeſchuldigten in der Zigeuner-
kolonie feſtnahm, ſtür zue ſich der ganze Stamm auf die
Beamten, um ihren Häuptling wieder zu befreien Nur
mit größter Mühe gelang es, den Verhafteten in eine bereit-
gehaltene Kraftdroſchke zu ſetzen. Jn anderen Autos und mit
Fohrrädern ſagten die Männer vom Stamme Weiß

hinterher nach dem Polizeipräſidium, um auch hier noch ein
wal einen Vefreiungsverſuch zu machen. Der wurde aber
von vornherein vereitelt. Zufällig waren auch Leute vom
Stamme Tollmann von Halle nach Berlin ge
kommen und Zeugen des Vorganges. Sie griffen den Stamm
Weiß mit Fäuſten und Stöcken an.

Weiß behauptet nun, daß Tollmann ſich mit der Mordanzeige
nur an ihm habe rächen wollen. Da Weiß ſchwerwiegende Gegen-
beſchuldigungen erhob, winde auch Toll mann in Halle ver-
haftet.

Wie wir an unterrichteter Stelle erfahren, iſt der Zigeuner
Tollmann geſtern abend in Berlin wieder in Freiheit
geſetzt worden, da ſich die Beſchuldigungen als haltlos erwieſen.
Offenbar handelt es ſich um einen Racheakt des unter Mordver
dacht berhafteten Zigeurers Weiß.

Fahrgäſte und Perſonal er Straßenbahn

ſollen den ſtädtiſchen Fehlbetrag decken.
Wir berichteten vor einigen Tagen, daß der Fehlbetrag der

Stadt für die Zeit vom 1. April bis zum 31. Dezember 1923. rund
215 000 Goldmark betragen wird und daß er, zu einem erheblichen
Teil aus den Uecberſchüſſen der ſtädtiſchen Werke und der Straßen-
bahn gedeckt werden ſoll. Elektrizitätswerk und Gas-
werk haben je 15 000 Mk., die Straßenbahn hat gar

20000 Mk. aufzubringen.
Es iſt viel zu bekannt, wie wenig der gegenwärtige Straßen-

bahnverkehr den Anforderungen auf einigen Linien
437 als daß es noch einer Beweisführung bedürfte. Die
Linien 3 und 4 zum Beiſpiel ſind trotz dringendſten Bedürfniſſes
immer noch nicht nach den Verkehrsnotwendigkeiten in Betrieb ge
nommen. Es iſt natürlich über die Maßen erfreulich, daß
die Straßenbahn beträchtliche Ueberſchüſſe abwirft. nach
Auf keinen Fall aber darf es geſchehen, daß ausgerechnet die
Fahrgäſte der Straßenbahn, die Umwege fahren oder
noch beträchtliche Strecken zu Fuß gehen müſſen, gemeinſchaftlich
mit dem Fahrperſonal, das trotz vorhandener Arbeitsmög-
lichkeit auf der Straße liegt, der Stadt das Defizit decken. Es iſt
eine billige Forderung, wenn wir ſagen, daß die Straßenbahn
ihren Betrieb den Verkehrserforderniſſen entſprechend ausbauen
und die Linien 3 und 4 ſofort wieder einführen muß.

Wer lacht da?
K. iſt ſtrammer KPD.-Mann und ſelbſtverſtändlich wackerer Ge

noſſenſchaftter. Das Vertrauen ſeiner engeren Geſinnungsgenoſſen
hat ihn zum Vorſitzenden im neugebildeten Genoſſenſchaftsrat des
Konſumvereins H. berufen. Jn der zweiten Sitzung dieſer Körper-
ſchrift ſtellt er vor Eintritt in die Tagesordnung feſt, daß nach der
erſten Sitzung ein Artikel im ſozialdemokratiſchen Blatt erſchienen
ſei, der Lügen entbalte und deshalb nicht unwideriprochen bleiben
dürfe. Jn dieſem Artikel ſei geſagt, daß er in recht eigentümlicher
Weiſe die Geſchäftsführung gehandhabt und dem Gen. H. trotz wieder
holter Meldang das Wort nicht erteilt habe. Wenn jemand an die
Zeitungen berichte, dann ſolle es objektiv und der Wahrheit ent
ſprechend geſchehen. Nur auf dem Boden der Objektivität und Wahr
heit ſei ein erſprießliches Zuſammenarbeiten möglich. H. nagelt unter
der Zuſtimmung ſeiner Parteigenoſſen feſt, daß er ſich in der letzten
Sitzung tatſächlich mehrere Male zur Sache und zur Geſchäftsordnung
gemeldet habe, ohne das Wort zu bekommen. K. ſtellt nunmehr ſein
Amt zur Verfügung und wirſt die Vertrauensfrage auf. Das Ver
trauen wird ihm von ſeinen Geſinnungsgenoſſen, die in
der Mehrzahl ſind, atteſtiert und er übernimmt ſelbſtbewußt wieder
den Vorſitz.

Vierzehn Tage ſpäter. Ort der Handlung: die Turnhalle einer
Volksſchule, in der eine Mitgliederverſammlung des Konſumvereins
H. tagt. H. wendet ſich gegen den Antrag der Geſchäftsführung, diefrüher eingezahlten Geſchaſtsanteite einfach ſtreichen, und verlangt

deren Aufwertung in einem prozentualen Verhältniſſe. K. ergreiſt
nach H. das Wort, verteidigt den Antrag der Geſchäftsleitung und
den Beſchluß ſeiner Getreuen, wendet ſich geren H. in perſönlichen
und politiſchen Angriffen und ſagt, um deſſen ganze Schlerhtigkeit
und Niedertracht zu illuſtrieren, wörtlich: „Uebrigens iſt in der letzten
GenoſſenſchaſtsratsSttzung bereits mit Stimmenmehrheit beſchloffen
worden, dak H. gelogen hat.“

Anmerkung der Redaktion: Wie wir hören, hat die Literariſche
Sachverſtändigen Kammer deſchloſſen, daß jeder Kommeczienrat jeden
Sonntag Hammelbraten gegeſſen hat.

ZDweites Blatt.

Naifische.
Schamloſer Betrug eines Auswanderungs-

ſchwindlers.
Vir hatten in der Sonnabend Ausgabe allgemein vor Aus

wanderungsſchwindlern gewarnt. Wir können bereits heute einen
zwingenden Anlaß dieſer Warnung mitteilen, der um ſo all
gemeinere Beachtung verdient, als damit die typiſche Erſcheinung
des Haifiſches, der aus dem Unglück armer Menſchen ſeinen Unter
halt beſtreitet, gekenngeichnet wird.

Eine heruntergekommene Exiſtenz namens Werner wanderte vor
dem Kriege bereits einmal nach Nordamerika aus. Dort war ihm
infolge angeblich gleichfalls an armen Leuten verübter Gaunereien
der Boden zu heiß geworden. ſo daß er die geſegneten Fluren
Kanadas verlaſſen mußte und wieder in Deutſchland Unterſchlupf
ſuchte. Hier in Halle verſtand er es nun, in der Maske des Bieder-
mannes eine Anzahl Familienväter aus Halle und Umgegend zurAuswanderung nach Argemtinien aufazumuntern, indem er ihnen
dort paradieſiſche Zuſtände, freie Ueberfahrt, prachtvolles Land am
Walde, fließendes Waſſer, Sägemühle, Vieh, Pferde, Maſchinen
uſw. verſprach. Er ferner mit frommem Augenaufſchlag,
daß die argentiniſche epublik alle Hände nach ihm ausſtrecke, auch
auf alle Bedingungen einginge, die er ſtelle; denn er Werner
ſei Eigentümer einer geheimnisvollen Mähmaſchine, deren Erwerb
ganz Argentinen auf eine neue Kulturſtufe heben werde. Er wolle
deshalb aus reiner Menſchenfreundlichkeit noch ein Schiff
voll deutſcher Familien mitnehmen, für die die argentiniſche Re
gierung die Ueberfahrt bezahlen wolle.

Kein in geordneten Verhältniſſen lebender Menſch wäre auf dieſe
ousgemachten Gaunereien hereingefallen; bei mehrere Mo
nate hungernden Familienvätern iſt jedoch alles
möglich. Er hypnotiſierte die Aermſten förmlich mit ſeinen Ver
ſprechungen, deren Erfüllung er mit heiligen Eiden beſchwor, wenn

und hier kommt der Hauptpunkt wenn ſeine Gläubigen das
Geld für ſeine und ſeiner Frau Ueberfahrt zu
ſammenbrächten.

Daß die geheimnisvolle Maſchine gleichfalls Schwindel iſt. und
daß es ſich lediglich um einige unbrauchbare, aus einer kanadiſchen
Maſchinenfabrik ſtammende Kenner handelt, und daß Werner
von der kanadiſchen Polizei geſucht wird, ſei neben
her erwähnt.

Die Hungernden haben jedoch dem Schwindler geglaubt, haben
Frau und Kind weiterhungern laſſen, um ihren Anteil an den
Fahrtkoſten des Schwindlers zuſammenzubringen, haben ihre Wert
ſachen verſetzt, ihre Möbelſtücke verkauft, nur um nicht um ihre
„Rechte“ bei der Verteilung des neuen Paradieſes zu kommen. Der
Schwindler ſtand bereits reiſefertig, um „mit der argentiniſchen
Regierung“ wegen Ueberlaſſung des Paradieſes gegen Eintauſch
einiger wertloſer Papierfetzen zu „unterhandeln“. Durch unſere
rechtzeitige Warnung wurde in letzter Stunde
der Betrug verhütet. Der größte Teil der Betrogenen
kann ſeine Pfennige noch retten.

Die Enttäuſchung aber bleibt!
Da die ganzen Schwindeleien ſich gleichſam vor den

Augen der Oeffentlichkeit abſpielen, ohne daß die
Behörden einſchreiten, müſſen unbedingt Mittel gefunden werden,
um Schlimmeres zu verhindern. Der hier erwähnte Fall iſt nur
einer von Hunderten. Der Zuſammenſchluß der beteiligten Kreiſe
zur ſachgemäßen Beratung und gemeinſamen Bekämpfung dieſer
Auswanderungs-Haifiſche erſcheint als gebieteriſche Forderung!
Wenn ſchon Tauſende zur Auswanderung gezwungen werden
und es ſind die Schlechteſten nicht dann muß die alte
Heimat ſie wenigſtens davor ſchützen, daß ſie dem Gaunertum
ſchon hier überliefert werden.Wir fragen daher Wanderungsamt und Polizei, was
ſie bisher zur Bekämpfung des Auswanderungsſchwindels getan
haben. Reichen beider Kräfte nicht aus, ſo ſoll man das öffentlich
bekennen, damit endlich die Selbjthilfe der Betrogenen einſetzen
kann.

Warnung vor Argentinien.
Von einem, der es kennt.

Mit Rückſicht darauf, daß viele Arbeiter mit dem Gedanken der
Auswanderung umgehen, iſt die Zuſchrift von Jntereſſe, die der
„Vorwärts“ von einem nach Argentinien ausgewanderten deutſchen
Genoſſen aus Vuenos Aires veröffentlicht. Er ſchreibt:

„Grundſätzlich ift zu ſagen, daß die Einwanderung Deutſcher
Argentinien durchſchnittlich 1200 Köpfe pro Monat beträgt.

Davon ſind 90 Prozent Arbeiter. Die Einwanderuwng aus Spanien
und Jtalien iſt noch weit ſtärker. Argentiniens Wirtſchaftsentwid
lung kann ſchon ſeit dem europäiſchen Kriege nicht Schritt halten
mit dem ſtetig ſteigenden Arbeiterangebot. Beſonders hat ſich ſeitdem letzten Salbjahr die Kriſe beängſtigend verſchlimmert. Die
Hauptproduktion des Landes, Erzeugung von Gefrierfleiſch und
Fleiſchkonſerven, ſtockt infolge der Abſatzſchwierigkeiten, die durch
Europas Geldnöte entſtanden.

Die Möglichkeit, deutſche Arbeiter in der Landarbeit unter

An unſere Kusträger und Leſer!
Die Bekanntgabe der Ueberleitung von der wöchentlichen Bezugs-

geldkaſſierung zur einmaligen für die reſtlichen drei Februarwochen
(vom 9. bis 29. Februar) iſt ebenſo wie die gedruckten Quittungen
teilweiſe mißverſtanden worden. Die anhängenden zwei Teil
quittungen über je 75 Pfg. kommen bei Bezahlung des Bezugs
geldes von 1,50 Mk. auf einmal für die drei Wochen natürlich nicht
in Anwendung. Sie ſind von den Austrägern nur ausznugeben,
wenn der Leſer das Bezugsgeld in zwei Raten von je 75 Pfg.
zahlen will. Bei Bezahlung der zweiten Teilquittung iſt auch die
Geſamtquittnng erledigt.

Vom 15. Februar an eintretende neue Leſer erhalten die Zeitung
zum Vorzugspreiſe von 75 Pfg. bis Ende Februar, weil es ſich
meiſt um frühere Leſer handelt, die infolge Arbeitsloſigkeit zeitweiſe
vom Zeitungsbezug zurückgetreten waren.

Dieſe Vorzugsbedingung und die ſtändige Ermäßigung des Bezugs
preiſes bei gleichzeitiger Erweiterung des Umfanges unſerer Zeitung
erleichtert unſeren Leſern die Werbung neuer Beazieher. Der große
Erfolg einer Zeitungsagitation unſerer halliſchen Genoſſen am letzten
Sonntag, der nach Abſchluß dieſer Werbewoche zahlen mäßig be
kanntgegeben wird, muß unſere Genoſſen zur weiteren Werbung
neuer Bezieher begeiſtern,

Parteinachrichten.
SPD.-GenoſſenſchaftsVertreter. Am Freitag, dem 15. Febrüe b 74 Uhr,' Fraktionsſitzung im Gewerkſchaftshaus,

Zimmer 12. Vollzähliges und pünktliches Erſcheinen iſt unbedingt
notwendig.

Unterbezirksvorſtand Halle Saalkreis. Am Mittwoch, dem
13. Februar, abends 7 Uhr, findet im
rationszimmer) eine Sitzung mit den Ortsbezirksführern und kaſſierern

Dienstag, den 12 Februar
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zubringen, beſteht praktiſch ſo gut wie nicht, weil die gemeine Aus
beutung durch die Eſtanzieros die Arbeiter nach einem kurzen
Verſuch von dem Verlangen nach Landarbeit ein für allemal
kehrt. Jm Kamp verdient ein Arbeiter durchſchnittlich 45 Peſo im
Monat bei eintönigſter Verpflegung, und dabei darf

nicht etwa Anſpruch auf das Schlafen in Betten
erhoben werden. Solange die, Sonne am Himmel
ſt eht, wird gearbeitet. Den Achtſtundentag kennt man
nicht auf dem Kamp. Dafür aber Sommertemperaturen von
40 Grad im Schatten. Wichtig iſt auch, daß die aus den ärmſten
ſpaniſchen alljährlich nach Argentinien kommenden
Landalbeiter (Saiſonarbeiter) unglaublich bedürfnislos ſind und
daß ſie das Niveau angeben, auf dem Entlohnung und Behand-
lung aller Hamparbeiter von den Grundſätzen gehalten werden.
Wer je die abgeriſſenen und mutlos von einem Kampf nach Buenos
Aires zurückkehrenden Männer und Familien geſehen und mit
ihnen geſprochen hat, iſt empört über die frevelhafte Anreißerei, die
von Auswanderungsagenten zuweilen in Deutſchland verübt wird.

Nun die Verhältniſſe in den Städten: Nur verhältnismäfzi
wenige Glückliche verdienen als gelernie Arbeiter 8 Peſo täglich.
Selbſt die noch am eheſten Arbeit findenden Tiſchler und Schmiede
werden zu 90 Prozent mit 5 bis 6,50 Peſo abgeſpeiſt. Der Acht
ſtundentag ſteht in zahlloſen Fällen nur auf dem Papier. Eine
50prozentige Ueberſtundenbezahlung leiſten nur wenige Firmen,
tiele zahlen gar keine Zuſchläge, und an eine Doppelbe zahlung
von Nachtſtunden denkt kein Menſch.

„Wem das nicht paßt, der fliegt!“
Die arbeitsloſen Einwanderermaſſen gehen die erbärms
lichſten Bedingungen ein, um nur Brot zu haben,
und Tauſende von Facharbeitern von hoher Qualität ſind froh,
für 4,20 Peſo täglich als „Peon“ (Knecht, Handlanger) auf Neu
bauten und in den Werkſtätten ſchwerſte Arbeit zu verrichten.
Wem es einfällt, mehr Geld zu „erbitten“, wird ſtillſchweigend zur
nächſten Lohnzahlung entlaſſen und durch einen „Vernünftigen“
aus dem Heer der hungernden Wartenden erſetzt. Jch höre und
ſehe als Betriebstechniker, der mit vielen Firmen und Werkfſtätten-
leitern zu tun hat, Dinge, die mich berechtigen,

jeden, der zur Einwanderung nach Argentinien ermuntert,
als gewiſſenlos zu bezeichnen

Wem einflußreiche Verbindung zur Verfügung ſteht, der mag
wenn er ſpaniſch ſprechen kann das Lotterieſpiel wagen. Jeder
andere muß auf fürchterliche Enttäuſchungen ge
faßt ſein. Wirklichen Nutzen aus der Auswanderung Deutſcher
haben neben den ſchmunzelnden Kapitaliſten die Schiffahrtsgeſell-
ſchaften, deren Proſpekte wahre Wunder geſchickter Beeinfluſſung
darſtellen.

Argentinien kennt weder Krankenkaſſen, noch
kennen die ausſchließlich ſyndikaliſtiſchen Gewerkſchaften Ar
beitsloſen- oder Streikunterſtützung. Die Folge
dieſes Mangels iſt, daß die deutſchen Arbeiter in nicht wenigen
Fällen zu Streikbrechern werden und damit die deutſche Arbeiter
ſchaft überhaupt diskreditieren. Die „Vereinigung deutſcher So
ialdemokraten Buenos Aires“, mit deren ausdrücklichem Einver-
ändnis ich dieſe Zeilen ſchreibe, warnt dringend davor, ſich in

bezug auf die Arbeitsausſichten in Argentinien auch nur die ge
ringſten Hoffnungen zu machen. Um rein zahlenmäßig meine Dar
legungen zu unterſtreichen, ſei kurz ſkizziert, wie eine Familie mit
zwei Kindern hier „auskommt“, wenn der Mann 5 Peſo täglich
verdient:

Einnahmen in 25 Arbeitstagen

(ernem Monat) x PeſoAusgaben:
1. Für Wohnung (ein kleines Zimmer und eine

ſchilderhausgroße „Küche“) 5950 Peſo
2. Fahrgeld zur Arbeitsſtätte mindeſtens
3. Eſſen und Feuerung mindeſtens 70

Geſamtausgabe 125 Peſo.
Man ſieht, die Rechnung iſt verblüffend einfach, und ich betone,

ſie ift nicht etwa eine r Sofort ſieht man. daß
weder für Kleidung, noch für Schulgeld, noch für eine Zeitung
oder für eine Gewerkſchaft auch nur ein Centapo übrigbleibt.
Offen geſprochen: Jch ſelbſt bin ſeit drei Vierteljahren im Lande,
verdiente bis vor kurzem 200 Peſo monatlich,
batte zufällig keine Fahrgeldausgaben, bewohne eine Wohnung
vorhin geſchilderter Art, die 60 Monatspeſo koſtet, und wir waren
oft genug gezwungen,

gegen Monatsende Kleidungsſtücke zu verſetzen,
um durchzukommen.

Dabei trinke ich kein Bier, keinen Wein, bin nie in ein hieſiges
Theater gekommen und meine Familie durfte ſich bei 200 Monats
peſo gerade ſatteſſen, nicht mehr!

200 Peſo verdienen höchſtens 4 Proz. der gelernten Arbeiter,
wenn ſie jahrelang auf einigermaßen verantwortungsvollem Poſten
ſtehen.

Zahlenmäßiger Nachweis des Leichtſinns.
In den letzten drei Monaten ſind im Stadtgebiet Halle gegen

Führer von Fahrzeugen aller Art wegen ſchuldhaften Zuſammenſtößen
in 14, wegen verurſachter Unfälle in 25 und wegen Uebertretungen
der StraßenpolizeiOrdnung in 840 Fällen Strafanzeigen erſtattet
worden.

Totgefahren. Am 11. Februar vormittags wurde auf dem Fabrikgelände n Söhne ein 8Sijähriges Mädchen beim Ueber
ſchreiten des Anſchlußgleiſes von einem beladenen Eiſenbahnwagen
überſahren und auf der Stelle getötet. Die Kriminalpolizei hat die
weiteren Ermittelungen zur Klärung der Schuldfrage r

Verhungert. Am gleichen Tage nachmittags wurde im Grund
ſtück Huttenſtraße 76 ein 45jähriger Händler tot aufgefunden. Der
Tod iſt anſcheinend durch Entkräſtung eingetreten. Die Leiche wurde
nach dem Südfriedhof gebracht.

Haliſches Theater und Kunſceben.
Stadttheater. Heute, Dienstag, 75 Uhr „Carmen“. Mittwoch

„Kindertragödie“ vor Karl Schönherr. erstag und Sonn
abend „Carmen“. Freitag in neuer Einſtudierung „Der letzte
Walzer“ von Oskar Strauß.

„Der letzte Walzer“ von Oskar Strauß, der am Freitag imStadttheater en er neuer Einſtudierung gegeben u iſt, ſo

ſchreibt uns dus Stadttheater, eins der beſten Werke der Operetten
literatur. Jn bunter Folge löſen ſich dramatiſche Szenen mit
humeriſtiſchem Dialog und farfenfrehen Tänzen ab. Die muſika
liſche Einſtudierung des Werkes liegt in Händen von Hapellmeiſte
Haupt. ars Erkrankung von Richard Herſing hat Hans Siegle
die Spielleitung übernommen

Wetter Boranlage.

ſtatt. Pünktliches und vollzähliges Erſcheinen iſt Pflicht.
Mittwoch, 18. Feberar: Ziemlich mild, abwechſelnd heiter undwolkig, keine oder zeringe ehe
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ſorgen können. r Die Besirkeleitung.
Hungerlöhne und Goldpreiſe in der Kaliinduſtrie.
Wenn die Löhne der Kaliarbeiter in der Vorkriegsgeit ge

rade nicht zu den en rechnet werden ten, ſo derDur en amtlicher Kaliarbeiter immerhin 4,88 Mk. je
Schi Nach amtlichen Material der Kaliprüfungsſtelle be
trug der Durchſchnittslohn der 4,56 Mk., während di voll
werti ikarbeiter einen Durchſchnittslohn von 426 Mk. je

Bei der äußerſt ſtarken Jnflation auf dem Geld
hre 1928 ſind in der Kalii trie geradezu Hunger-

ahlt worden wie als einer Tabelle unzweifelhaft her
ie dom FabrikarbeiterVerband nach den Tarifabſchlüſſen

dem jeweiligen Dollarſtand aufgeſtellt wurde. Vom 1. Januar
bis 17. Degember 16928 ſchwankten die Schichtlöhne in Goldmark
s 61 Pf. und 4,91 Mk.
Außer dieſen llöhnen und Kohlendeputat-Ausgleiche gezahlt. Spitzen

löhne der Häuer ſind um einige Pfennige höher zu bemeſſen.
Die Ziffern weiſen nur die Spitzenlöhne der Betriebsarbeiter über
Tage auf. Der weitans größte Teil der Arbeiter hat dieſe Löhne
gar nicht bekommen, ſondern iſt noch weit geringer entlohnt
worden. Und bis dieſe Löhne zur Auzahlung kamen, waren es
nur n Bruchteile von den obengenunnten Summen. Bedenkt
man weiterhin, daß die Kaliarbeiter ſeit Mai 1923 Kurz-
arbeit verrichten müſſen denn teilweiſe wird heute noch
nucr in zwei Schichten wöchentlich gearbeitet ſo wird es manchem
rätſelhaft erſcheinen, auf welche Art dieſe Arbeiter mit ihren Fami-
lienangehörigen ihr Leben gefriſtet haben, ohne dabei mit dem
Strafrichter in Konflikt gekommen zu ſein.

Für die obengenannten Löhne haben die Kaliinduſtriellen
ihre Lager bis unters Dach mit Kaliſalzen ge-füllt und bekommen dafür Preiſe, die beim 40prozentigen
Düngeſalz (der gangbarſten Salzſorte) noch über den Preiſen
der Vorkriegszeit liegen. Aufgabe des Reichswirtſchafts-
miniſteriums wäre es, eingehend nachzuprüfen, ob unter den ge
ſchilderten Verhältenſſen nicht eine weitere Herabſetzung der Preiſe
für Kaliſalze möglich iſt. Es iſt beim beſten Willen nicht einzu
ſehen, warum die Kaliinduſtriellen ſich auf Koſten der Allgemein-
heit bereichern ſollen,

Jn den Lohnverhandlungen, die am Montag in der Kaliinduſtrie
r wurden, beantragten die Vertreter der Arbeitnehmer eine

ohnerhöhung von 10 Prozent, während die Arbeitgebervertreter
einen Lohn abbau von 15 Prozent verlangten und eine Lohn
ſpanne innerhalb der einzelnen Arbeitergruppen von 10 Prozent.
Die Verhandlungen führten zu keinem Ergebnis, da die Arbeitgeber
den letzten Vorſchlag der Arbeitnehmer, eine öprozentige Lohn

erhöhung in den Löhnen ſtattfinden zu laſſen, ablehnten.

Neue Putſchaktionen der Kommuniſten
Aus zchilreichen Orten unſeres Bezirks gehen uns Mitteilungen

ber eine eifrige, teils offen, teils verſteckt betriebene Propaganda
tätigkeit der Kommuniſten zu. Am Sonntag verbreitete man Flug
blätter, in denen es beißt:

-Arbeiter, jetzt geht's um das Leben des deutſchen Proletariats.
Zwingt Eure Gewerkſchaftsführer, ſich an die Spitze des

Kampfes zuſtellen. Wenn ſie ſich weigern, ſo handelt
über ihre Köpfe hinweg. Jetzt hilft kein feiges ſich Ducken
und Verkriechen mehr, jetzt muß ge handelt werden.
Jhr müßt das Heft den Feinden entwinden! Heraus auf die
Straße zu wuchtigen Maſſendemonſtrationen! Holt Euch das
Recht auf die Straße zurück. Zeigt den weißen Generalen, daß
ſich das deutſche Proletariat weder durch Hunger noch durch Ma-
ſchinengewehre zu Paaren treiben läßt.

Das iſt deutlichl Ein anderes Flugblatt fordert auf, am
13. Februar zu demonſtrieren. Die KPD. verſucht alſo die Ar-
beiter wieder aufzuputſchen. Selbſt den Maſchinengewehren ſollen
ie ſich gegenüberſtellen. Einen Putſch können die mitteldeutſchen
nduſtriellen gerade noch gebrauchen, um ihr heißerſehnbes

Ziel zu erreichen. Dann könnte die Arbeiterſchaft vollkommen
nieder geſchlagen werden, und den E hätten allein die Unter
nehmer, di dann mit den Arbeitern ganz anders umſpringen
würden, als ſie das ſchon jetzt tun! Schon dieſer Hinweis allein
genügt, um darzulegen, welch ein Verbrechen die kommuniſti-
ſchen Führer an der Arbeiterſchaft und ihrer Bewegung begehen.
Abrücken von ihnen und ihren Parolen! Dies iſt die Pa-
role, die allein befol.rt werden muß.

Merſeburg. Stadtverordneten- Sitzung.
ſatz zu den vorausgegangenen Sitzungen war die Tagesordnung
der geſtrigen Sitzung r kurz. Die Einführung des neuen
Stadtrats, Genoſſen enſcheck, und die Wahl zweier Mit-
glieder, nämlich des Genoſſen Kloſe und des Deutſchnationalen
Bothe in den Verwaltungsausſchuß der SchildtWolfendorffſchen

ging glatt vor ſich. Eine kurze Ausſprache knüpfte ſichStiftung
nur an den 87 Punkt, den Beſchluß des Magiſtrats, den Durch
bruch Weißenfelſer Straße-Sand auf Grund der produktiven Er
werbsloſenfürſorge vorzunehmen. Berichterſtatter Rupprecht
(Dm.) empfahl den Beſchluß des Magiſtrats zur Annahme. Die
Vertreter der Linken, Genoſſe e und einige kommuniſtiſche
Vertreter, wandten ſich en die icht des in bezug
auf Zahlung von Erwerbsloſenunterſtützung für die Arbeiten
Durchbruchs, ſie forderten für die Arbeiten die Zahlung des Tarif-
lohnes. N der Oberbürgermeiſter und der Stadtbauratg e den Beſchluß verteidigt hatten, wurde die Vorlage des

iſtrats unverändert gegen die Stimmen unſerer Genoſſen und
Störung ging es dabeider Kommuniſten angenommen.

uhörerraum geriet über dienicht ab; ein Erwerbsloſer aus dem
Abſicht, daß nur Erwerbsloſenunterſtützung für die zu leiſtende
Arbeit gezahlt werden ſoll, in eine uns begreifliche Erregung, die er
ziemlich laut Ausdruck brachte. Er wurde vom Stadtver-
ordnetenv aus dem Sitzungsſaal gewieſen. Damit war die
öffentliche Sitzung erledigt und eine geheime ſchloß ſich an. t.

Schkeuditz Der „Stahlhelm“ an der Arbeit. Jn
den Räumen des tels am Sonntag die erſte Ver
anſtaltung des neugegründeten „Stahlhelms“ ſtatt. Die Räume
waren natürlich dicht gefüllt, waren doch aus näherer und weiterer
Umgegend die treuteutſchen Mannen herbeigeeilt, um ein Treu
gelöbnis für Kaiſer und Reich abzugeben. Einige Schkeuditzer
Proleten waren bedauerlicherweiſe auch vertreten. Aber das
ſchönſte von allem und das größte Intereſſe für den Abend erregte
die Anweſenheit des Bürgermeiſters Edgar Patzſchke. Dieſes
Prachtexemplar von Bürgermeiſter ſchätzt die Schkeuditzer Arbeiter
ſehr tief ein. wenn er glaubt, dies eſtraft tun zu dürfen. Er
bat ſeinen Wählern ſchon zu oft Anlaß zu Aergernis gegeben.

Erſt Fußtritte, dann Liebeswerben.
An die Demokraten und. Zentrumswähler!

Profeſſor Dr. Kötteritz
in Wickerode einenrn

Vortrag gehalten bei dem er nach

Jm Gegen

„Hall 4 re 7 unrichtig, zu behaupten wirzen eine bürgerliche der dein das trum
ſei in nationaler Hinſ s unzuver geweſen gehöre
doch bekanntermaßen arzr Fernationale. G

es, de d Demokraten
r

wie die Sogzialdemokratie. Trotzde
Demokraten immer wieder darauf hin

ihnen vielleich. doch noch
gis für den freundſchaftlichen Fußtritt

wenig als „nation
iſt es pötig, Zen
z derVerf

it ddoffnung ſt gering, daß jemals politiſche Selbſtachtung der Lei
tung dar Demokraten und der Zentrumspartei in Sangerhauſen

dem Bericht der l werde

ihr Verhalten vorſchreiben würde. Denn wie wäre es ſonſt möglich
geweſen, daß Zentrum und kraten 1921 zur Kreis tagswahlne u vlksparteilern auf W
G Liſte der wahren g e die Deutſchnat n und
olkeparteiler für die als „natio-naler Ordnungsblock“ eine gegen Demokraten und Zen-

trum gerichtete Liſte Auch jetzt iſt man von deutſch
nationaler Seite wieder eifrig dabei, die „in nationaler Hinſicht
ſtets unzuverläſfigen“ Zentrumsanhänger und Demokraten für
eine bürgerliche Einheitsliſte zur Stadtverörd-
netenwahl am 4. Mai zu ködern. Was müßte das Zentrum,
was müßten die Demokraten wohl aus politiſcher Selbſtacht
tun? Vielleicht überlegen ſich die Schreckenberg, Duſold,
Vaupel, Kellner, Maingzer, ſch, Heibach, Semm,
ferner die Herren Schneider, Schmid, Schulze, Gottſchalk, Paul
uſw. uſtv. doch einmal, wie die Antwort nur lauten kann
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rhaufen. ine Stadtverordnetenſitzung fin-
der nen Schule ſt Auf der Tagesordn ſtehen
gende e: 1. Verg der Arbeiten des Sa2. Verge der Arbeiten ar die Jnſtandſetzung der im
Siedl ände, 3. Fertigſtellung der Hornung R e
4. Abſchluß eines Erbbauverkrages mit dem Kaufmann Hoſchke,
5. Veräußerung einer Wegefläche an der Kyſelhäuſerſtraße, 6. Neu

ſtands
1928 zegahlten E werbsloſenunterſtü
bekannt, daß die Waſſermeſſermiete für
Größen auf jährlich 2 Goldmark je Meſſer feſt
Ferner wurde der Kokspreis von 6 Mk. auf 5 Mk.
ermäßigt.

Sangerhauſen. Den Hungerriemen noch enger
ſchnallen! Bis heute ſind in der Fürſorgeſtelle für Sozial
rentner die Mittel zur Zahlung der Teuerungszuſchüſſe noch nicht
eingegangen: Die Regierung rechnet alſo damit, daß ſich die So
zialrentner den Hungerriemen pro Woche ein Loch enger ſchnallen.

Brotverbilligung. Dem Wohlfahrtsamt iſt es möglich,
den zum Empfang von Brotbeihilfen berechtigten Perſonenkreis
noch etwas zu erweitern. Bedürftige Haushaltungsvorſtände, die
WDeſe Bihie erhalten, wollen ſich im Zimmer 18 des Rathauſes
mer

Sangerhauſen. Aus der Partei. Jm „Ratskeller“ tagte
am Sonnabend ein gutbeſuchte Mitglieder Verſammlung. Die
Frauen waren in recht ſtattlicher Zahl erſchienen und folgten
dem Vortrag des Genoſſen Gründlich über Stadt- und Kreis-
angelegenheiten. Jn, anſchaulicher Weiſe ſchilderte er eingangs
ſeiner Rede den Aufbau des Kreiſes und ſeiner Verwaltung und
ging zu einem Bericht der Kreistagsfraktion über. Reichen Bei-
fall erntete er für ſeine Ausführungen, der zugleich eine An-
erkennung unſerer Kreistagsfraktion bedeutet. Jn der Ausſprache
ergänzten die Genoſſen Curow, Scharfſtädt und Heymann die
Ausführungen. Sodann wurde beſchloſſen, einen Extrabeitrag zu
erheben, der dem Orisſrock zugeführt werden ſoll. Es wurde

je Meſſer aller
etzt worden iſt.

für 100 Kilo

weiter beſchloſſen, eine Märzfeier in Form eines republifaniſchen ſ
Abends abzuhalten.
ſannglung gefcheeſſen.

Schmalzerode. Was noch kommen kann! Vom Landrat
wurde der Jnvalide Karl Steinkopf als Gemeindediener und
Nachtwächter beſtätigt. Eine beſondere Beſcheinigung, daß er
königstreu ſei, brauchte er noch nicht beigubringen. Bis zum Anmnts
antritt ſeines Nachfolgers wird hoffentlich jeder Nachtwächier auf
dieſe beſondere Eigenſchaft geprüft werden.

Kelbra. Oeffentliche Verſammlung. Am Freitag
fand in der „Schenke“ eine öffentliche Verſammlung ſtatt, in
welcher Genoſſe Waentig (Halle) über die gegenwärtige politi-
ſche und wirtſchaftliche Lage ſprach. Die Verſammlung war ſehr
gut beſucht, etwa 150 Perſonen lauſchten mit ſichtlichem Jntereſſe
den Ausführungen des Referenten, welcher zunächſt die Formen
und die Methodeh des Klaſſenkampfes ausführlich erläuterte.
Den Hauptgrund in der ſchlechten elenden Lage der Arbeiterklaſſe
erblickte der Redner in dem Verſailler Friedensvertrag. Jn der
ſich anſchließenden Diskuſſion verſuchte der jugendliche Kommumiſt
Schröter die Ausführungen des Referenten zu widerlegen, was
aber vollſtändig mißlang. Jn ruhiger ſachlicher Weiſe ſtellte Ge
noſſe Waentig die Jrrtümer des Gegners richtig und errang
von den zahlreichen Verſammlungsteilnehmern ſtarken Beifall.
Mit dem Erfolge der öffentlichen Verſammlung kann die VSPD.
zufrieden ſein.

Holzweißig. Aus der Gemeindevertretung. Jn der
am d abgehaltenen, beſonderer Umſtände wegen leider
nicht beſonders gut beſuchten Parteiverſammlung erſtattete nach
Erledigung der Tagesordnung unſere Fraktion einen ſehr inter
eſſanten Bericht über die Beſchlüſſe, die in der letzten Gemeinde
vertreterſitzung Hat worden ſind. Es wurde den Gemeinde-
vertretern ein Nachtrags-Haushaltsplan für das Vierteljahr
ar r et der auf der Goldmarkberechnung auf-
gebant iſt. ie Armenpflege und Exrwerbsloſenfürſorge bringen
eine Belaſtung von 10 140 Mk., ein Betrag dem 2000 Mk. im
Jahre 1914 gegenüberſtehen. Die Grund-, Gebäude- und Gewerbe-
ſteuer müſſen wieder in ſcharfer Weiſe herangezogen werden. Die
Gemeinde erhebt vorläufig für das Vierteljahr 1924 die Gewerbe-
ſteuer im voraus. Durch die Grund- und Gebäudeſteuer ſind
10 500 Mk., durch die Gewerbeſteuer 16 000 Mk. aufzubringen.
In der Sitzung wurde beantragt, die beginnende Bautätigkeit durch
Beſchaffung von Bauland zu unterſtützen und mit der Grube
„Leopold“ wegen Abgabe von Banland zu verhandeln. Der Ge-
meindevorſteher ſoll eine entſprechende Vorlage ſchnellſtens ein-
bringen. Der Etat des Elektrizitätswerkes ſchließt mit 6560 Mk.
und der Etat des Waſſerwerkes mit 4740 Mk. ab. Ab 1. Januar
1924 koſtet eine Kilowattſtunde Strom 35 Pf. Für die Feuer
wehr bewilligte die Verſammlung 100 Meter neue Schlauchleitung.
Die Erwerbsloſen der Gemeinde hatten folgenden Antrag ein-
gebracht: „Die Gemeinde Holzweißig hat über 700 Erwerbsloſe,
von denen ein Teil ſchon über ein halbes Jahr arbeitslos iſt.
Da eine Notlage ohne Zweifel gegeben iſt und hier die ſtaatliche
Fürſorge nicht allein helfen kann, fordern wir eine beſondere
Unterſtützung für Erwerbsloſe, deren Kinder aus der Schule ent-
laſſen werden, Unterſtützung bei Niederkunft, Wirtſchaftsbeihilfe,
für Verheiratete 30 und für Ledige 15 Mk. Einrichtung einer
Schneider und Schithmacherwerkſtatt, unentgeltliche Beſchaffung
von Kartoffeln und Kohlen, Beſchaffung eines großen Verſamm-
lungsraumes, Errichtung einer Leſehalle, in der ſämtliche Tages-
zeitungen ausliegen und Mitberatungsrecht der Erwerbsloſen in
der Gemeindevertre Die Gemeindevertretung konnte dem
Antrage der Erwer' en, der eine Ausgabe von etwa 25 000 bis
380 000 Goldmark erfordert, nicht entſprechen und bewilligte nur
eine einmalige Beihilfe von 1,50 Mk. für jeden Erwerbsloſen und
den gleichen Betrag für jede unterſtützungsbedürftige Perſon.
Ferner ſollen Schulentlaſſungsbeihilfen gewährt werden. Zum

Erſt in ſpäter Nachtſtünde wurde die Ver-

Schluß der Verhandlun brachte der Gemeindevorſteher zurKenntnis, daß nur noch eine einmalige Poſtbeſtellung erfolgen
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r Gemeinvbevertrekung. Duriniſterium iſt die Gemeindmeinde Plötz im Kreiſe Bitterfeld für aufgelöſt t
r W
Unternehmerwillkür im Bockwitzer Ländchen.

Nachdem die Berggewaltigen mit Herrn Direktor Geiger a
der Spitze ihre Gewalttaten gegen die Arbeiterſchaft in bezug auf

dürfen natürlich auch ddie Arbeit die Metallinduſtriellen nicht fehlen. n e a auch
Snnget Zugeſehen. wie alle anderen Werke hier im Ländchen zehn

arbei Alſo wartete man nicht erſt die Verhand-
lungen mit den Organiſationen ab, ſondern ſtellte gleich einen Antrag an den Gewerberat die Arbeilszeit auf zehn Stunden zu ver

ern. Kottbus wurde allerdings vorher ein Schiedsſpruch
la t, r die 56ſtündige Arbeitszeit vorſah. Dieſer Schieds-
pruch wurde von den Arbeiterorganiſationen abgelehnt, weil feſt
geſtellt wurde, daß r r auch in L mer eine Reihe
von Betrieben ſeit ongten Kurzarbeft leiſten. Aberwas macht dies dem Unternehmer aus. Er will den Zehnſtunden-
tag obwohl die Arbeiter vor dem Kriege ſchon die 58Stun-
den-Woche hatten. So kam nun kurz nach der Ablehnung des
Schiedsſpruchs ein Anſchlag heraus, welcher zum 11. Februar
ſämtlichen Arbeitern kündigt und nach Anerkennung der 10-Stun-
denArbeitszeit und eines neuen Manteltarifes geſtattet, daß ſie
wieder anfangen können. Daß ſich Leute fanden, welche aus Angſt
alles unterſchreiben (auch ſolche, denen es ſonſt nicht revolutionar

enug ging), ſei nur nebenbei bemerkt Selbſt leitende Perſonen
n daß ſie mit dieſem Material den Betrieb nicht

weiterführen könnten. Der Metallarbeiterverband verſuchte hier
die Spitze abzubrechen, indem er in Gegenwart des Syndikus des

nternhmerverbandes verhandelte und auch ein Abkommen ah-
ſchloß, welches allerdings auch die 56StundenArbeitswoche vor
ſah, aber mit einer Reihe von Sicherungen. Jm Jntereſſe des
r wurde den Kollegen dies Abkommen zur An
nahme empfohlen. Es ſollte über die Feſtlegung der Pauſen und
über die vier Ueberſtunden, welche eventl. bei dringendem Bedarf
geleiſtet werden ſollten, mit dem Betriebsrat verhandelt werden.
Ohne Zweifel hatten die Unternehmer hier einen Rückzug ange
treten, denn ſie nahmen die Kündigungen zurück
Aber die Direktion von Lauchhammer wollte ſich gegenüber der
Generaldirektion von Rieſa auch einmal ſtark zeigen (es muß wohl
nötig ſein), und gab nun, nachdem ſie der Form halber dem BVe-
triebsrat vorher Mitteilung gemacht hatte, durch einen Anſchlag
bekannt, daß vom Montag, dem 11. Februar, an die 60-Stunden-
Woche eingeführt wird.

Man kann ſich die Erbitterung der Belegſchaft vorſtellen, welche
einige Stunden vorher von ihren Funktionären die Mitteilung er-
halten hatte, daß ein Abkommen mit der 56StundenWoche unter-
zeichnet worden iſt und nun dieſer Schlag ins Geſicht. Kein Wort,
welche Zeit als Ueberſtunde berechnet wird, für die ein Zuſchlag
vereinbart worden iſt. Aber zum Schluß heißt es, daß ſich die Ar
beiter der Vereinbarung, welche mit der Organiſation abgeſchloſſen
worden iſt, zu fügen haben. Wer die Arbeitszeit nicht innehält,
wird gemäß S 123 Abſ. 3 der Gewerbeordnung ent laſſen.

Wir möchten dem Herrn Direktor raten, den Bogen nicht zu
überſpannen. Auch die Arbeiter nehmen für ſich noch das Recht
in Anſpruch. Wir wiſſen genau wo der gen hingehen ſoll.
Aber Euch Arbeitern ſei es bei dieſer Gelegenheit auch einmal ge-
ſagt: Gebt genau Obacht, wie es gemacht wird! Man will nämlich
nichts weiter, als die Belegſchaft gegen ihre Funktionäre und
Organiſationen ausſpielen. Beweiſe dafür geben ja die vielen Ge
rüchte, welche beſtimmt nicht vom Himmel fallen, auch die Mit-
teilung der Jnduſtriellen wegen der Verbände mit den niedrigen
Beiträgen. Man hängt ſich gern den Mantel der Loyalität um
und ſucht den anderen, welcher Schuld hat. Seht Euch alle genau
das ab geſchloſſene Sonderabkommen an, und handelt danach. Es
iſt grundſätzlich nur die 566-Stunden-Woche feſtgelegt worden und
am Sonnabend müſſen vier Ueberſtunden gerechnet werden, welche
nach dem Abkommen nur im Bedarfsfalle geleiſtet zu werden
brauchen. Vielleicht geben die Kollegen, welche ſolange aus
etzen müſſen, Obacht, ob jetzt in ihrem Betrieb der Bedarf ſo groß
iſt, oder wo vorher die Arbeit war.

einmal bereuen wird, denn die Arbeiterſchaft, auch die des Länd
chens, rüſtet zu den bevorſtehenden Kämpfen. Die Arbeiterſchaft
des Bockwitzer Bezirks wird nicht an letzter Stelle ſtehen, wenn es
gilt, das ihr auf ſo unfeine Art und Weiſe Geraubte zurückzuholen.
Jhre einzige Parole lautet: Stärkerer Zuſammenſchluß und ge
rüſtet zum neuen Kampf!

Falkenberg. Erwerbsloſenverſammlung. Am Frei-
tagabend fand hier eine Erwerbsloſenverſammlung ſtatt, zu der
Arbeitgeber, Gewerbetreibende und Geſchäftsleute ebenfalls ein-
geladen waren. Als Referenten hatten die Erwerbsloſen den Ge-
noſſen Dietrich beſtellt. Er legte in ausführlicher Weiſe die Lage
der Erwerbsloſen dar und machte auch Vorſchläge, wie örtlich ge
holfen werden kann. Beſonders bat er die anweſenden Arbeit-
geber, die Falkenberger Erwerbsloſen bei der Einſtellung zu be
rückſichtigen. Seine Ausführungen wurden mit Beifall auf-
genommen. Als erſter Diskuſſionsredner ſprach ein kommuniſti
ſcher Erwerbsloſer aus Elſterwerda. Er konnte dabei die Politik
nicht aus dem Spiele laſſen und ſtieß bei allen Anweſenden auf
Widerſpruch. Genoſſe Dietrich ſprach dann nochmals ausführlich
über die Erwerbsloſenfürſorge, ohne politiſch zu werden. Weiter
ſprachen noch einige Erwerbsloſe, ein Vertreter vom Gewerkſchafts-
kartell, Kollege Herold, ſowie einige Arbeitgeber. Die Geſchäfts
leute gaben die Zuſicherung, den Erwerbsloſen eine Preisermäßi-
gung bis zu 10 Prozent zu gewähren. Weiter wurde beſchloſſen,
daß die vom Arbeitsamtausſchuß Elſterwerda vorgenommenen
Streichungen der Beamtenſöhne und Saiſonarbeiter nach der Be-
dürftigkeit geprüft werden ſollen. Das Reſultat der Verſammlung
war, daß anderen Tags eine Sammlung vorgenommen wurde, die
aller Vorausſicht nach einen anſehnlichen Betrag zuſammenbringt.
Die verheirateten Erwerbsloſen in Falkenberg werden von der Ge-
meinde gegen Tariflohn 4 Tage in der Woche beſchäftigt.

Pleſſa. Der wütende „Stahlhelm“. Jn Nr. 30 des
„Liebenwerdaer Kreisblatt“ beſchwert ſich der Stahlhelmvorſitzende
Ufkkat in einem Eingeſandt gegen Schulvorſtand und Gemeinde-
verwaltung. Der Schulvorſtand hatte nämlich den Antrag des
„Stahrhelm“, die Waſchküche der Schule, in der 5 Familien waſchen
müſſen, zu einer Kinderſpeiſung des „Stahlhelm“ zur Verfügung
zu ſtellen, abgelehnt. Mit Recht hatten unſere Genoſſen im Schm
vorſtand dem „Stahlhelm“ den Schleier von ſeiner heuchleriſchen
Fratze heruntergeriſſen. Den Antrag hatten außer dem „Stahl-
helm der Turnverein „Hohengzollern“, der Kriegerverein und die
land wirtſchaftlichen Vereine unterſchrieben. Jn dem Eingeſandt
hatte man nun die land wirtſchaftlichen Vereine vergeſſen, weil ſie
eben nicht zugeſagt hatten. Und der arme Turnverein „Hohen-
zollern“ hat ja nicht ſo viel Geld, ſeine Vergnügungsſteuer an
die Gemeindekaſſe zu bezahlen, viel weniger eine Kinderſpeiſung
helfen durchzufükren. Dem Herrn Direktor Ukkat dürfte nun wohl
klar ſein, daß die Vereine zum Teil nicht in der Lage ſind, zum
andern gar nicht daran denken, mit ihm eine Speiſung Bedürftiger
durchzuführen. Es iſt ſogar feſtgeſtellt, daß die Vorſitzenden der
land wirtſchaftlichen Vereine ohne Befragen der Mitglieder die
Unterſchrift abgelehnt haben, und doch ſind ſie mit umnterzeichnet
worden. Damit ſteht feſt, daß die Hauptmacher unbedingt Unter
ſchriften brauchten, um der Sache einen wohltätigen Anſtrich zu
geben. Als unſere Genoſſen etwas näher hinſahen, erblickten ſie
die nackten kapitaliſtiſchen Profitintereſſen, und ſie konnten nicht
zugeben, daß unſere Schuljugend ſyſtemattſch vergiftet wird.
Weiter ſchreibt Herr U. daß der Gemeindeverwaltung das Wohl
und Wehe ihrer Ortseinwohner wenig am Herzen liegen kann.
Er hat da wobl an ſeinen Arbeitgeber gedacht, der ſich nur im
Schulvorſtand, im Gemeindevorſtand und in der Gemeindever
tretung ſehen läßt, wenn ſeine Intereſſen zu vertreten ſind. Alſo
Herr von Delins, bitte etwas mehr Jntereſſe für das Wohl und
Wehe der Ortseinwohner und nicht nur Geldbeutelintereſſen ver
r Selbſt ihren geduldigen Angeſtellten wird es ſchon

Der Direktion aber ſei geſagt
daß ſie dieſe Willkür, welche ſie heute glaubt üben zu können, noch
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